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DerGesundheitszustandder WienerBevölkerung.
Das städtische Gesundheitsamt teilt über die Brippehäufigkeit

in Wienmit ,dass in der Zeit vom1 .bis 28 ,Jänner rund . looAnzeigen
über Grippeerkrankungen erstattet worden sind .Da im Jänner 1929nicht
weniger als . 975Grippeanzeigen ,im Jänner 1931 sogar . 920und imvor - ¬
jährigen Jänner . 970Grippeanzeigen an das städtische Gesundheitsamter
stattet worden waren ,kann festgestellt werden ,dass von einer Grippehäu - ¬
figkeit wie in den Vorjahren heuer nicht gesprochen werder kann .Für die
Unterbringung tatsächlich spitalsbedürftiger Grippekranker stehen in
mehreren Wiener Spitälern Grippebetten zur Verfügung .Bei der Unterbrin¬

gungdieser Krankenergebensich daher keineSchwierigkeiten .
- . - . - ——- - . —- —

Die Theaterdirektoren beimBürgermeister .

Heute vormittags fand im Rathaus eine Besprechung zwischen Bür¬

germeister Seitz und dem Verband österreichischer Theaterdirektoren statt ,
in der die Direktoren auf die nahezu katastrophale wirtschaftliche Lage

der Theater verwiesen und demBürgermeister ein umfassendesNotstandspro¬
grammzur Verminderung des Ausgabenetats und eventuellen Einnahmenstei¬
gerung überreichten .Dieses Programm umfasst Vorschläge ,die selbstver¬
ständlich auf gemeinsame Opfer aller Beteiligten ,und zwar der privaten
wie öffentlichen Faktoren ,abzielen .Nach eingehender Erörterung dieses

Programmes kam .man zunächst zu dem Beschluss ,dass ein Teil der Fragen
vomVerband zusammenmit den Angestelltenorganisationen ,ein anderer Teil
mit dem zuständigen Magistratsreferat vorbereitet werden soll .Die Vor¬
schläge betreffend Bundessteuern wurden aus diesem Verhandlungskomplex
ausgeschieden und auf eine besondere Verhandlung im Finanzministerium

verwiesen .

Die Schneesäuberungsarbeiten .
Um die durch das Tauwetter breiig gewordenen Schneekrusten

von den Fahrbahnen zu entfernen ,verwendete heute der städtische Stras¬

senpflegebetrieb für diese Arbeiten 908 städtische Strassenarbeiter und
. 142Arbeit slose .Die maschinelle Schneesäuberung und Schneeabfuhr

besorgten 18 Pferdeschneepflüge ,28 Lastkraftwagen und 70 Pferdefuhr¬

werke .Für die Reinigung der Fahrbahnen wurden ausserdem alle automo¬
bilen Kehrmaschinen in den Dienst gestellt .
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Theater - undKunstaufführungen für Arbeiter undAngestellte .

Subventionierung durch die GemeindeWien .
Die Wiener Gemeindeverwaltung leistet alljährlich an die Kunst¬

stellen bestimmte Zuwendungen zur Förderung von Theater - undMusikaufführun¬

gen für Arbeiter und Angestellte .Die Organisationen ,die eine Zuwendung
erhalten ,geniessen auch im Sinne des Gesetzes über die Lustbarkeitsabgabe

eine sehr namhafte Steuerbegünstigung .Im Voranschlag für das Jahr 1933 wur¬

de der Betrag von 20 . 000Schilling als Subvention für die Veranstaltung von

Theater - undMusikaufführungen für Arbeiter und Angestellte bewilligt .Für
die Aufteilung dieser Subvention dienen als Grundlage Mitgliederzahl und

Leistungen der zu subventionierenden Körperschaften .
Am letzten Montag hat nun der Gemeinderatsausschuss für allge¬

meine Verwaltungsangelegenheiten nach einem Bericht des Gemeinderates

Beisser die Aufteilung dieser städtischen Kunstsubvention beschlossen .Dem¬
nach erhalten die sozialdemokratische Kunststelle 13,125 Schilling ,die

Kunststelle für christliche Volksbildung . 280Schilling ,die Kunststelle
für öffentliche Angestellte . 340Schilling ,der Oesterreichische Arbeiter¬

Sängerbund ,Gau Wien ,. 000Schilling und der Gesangsverein " Freie Typogra¬
phia "255Schilling .

- . - . - - - . - - . - - - - ¬

Der Arbeitsnachweis der Stadt Wienim November1932 .
Nach einem Bericht der Magistratsabteilung für Statistik wurden

am 30 .Novemberdes Vorjahres beim Arbeitsnachweis der Stadt Wien36 . 378
unerledigte Stellengesuche und 63 unerledigte Stellenanbote gezählt ;das

sind um . 775unerledigte Stellengesuche und um 6 unerledigte Stellenan¬
bote mehr als im vergangenen Oktober und um . 172unerledigte Stellenge¬

suche mehr ,hingegen um 15 unerledigte Stellenanbote weniger als im Novem¬
ber 1931 . ImBerichtsmonate führte der Arteitsnachweis der Stadt Wien184
Arbeitsvermittlungen durch ,um 32 weniger als im vergangenen Oktober undum
170 wenigerals im November1931 .

Sitzung der Bezirksvertretung Hietzing .
Die Bezirksvertretung Hietzing tritt amSamstag ,den 11 .Februar ,

um17 Uhr zu einer Plenarsitzung zusammen.
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II .Ausgabe. Wien ,am 2 .Fehrnar1933 .

Die Konzertbesteuerung in den Gast - undKaffeehäusern .
Das Landesgesetz über die Lustbarkeitsabgabe sieht vor ,dass in Lo¬

kalen ,die zur Leistung der Nahrungs - oderGenussmittelabgabeverpflichtet
sind ,die Lustbarkeitsabgabe in einem Prozentsatz vom Gesamterl “ sder Ver¬

enstaltungbemessenwerdenkann .Demgemässhabenschonvor JahrenderVer¬
band der Konzertlokelbesitzer und der Fachverein der Konzertlokalinhaber
mit dem Magistrat Verhandlungen gepflogen ,die zur Festsetzung einer Steu¬
erskala geführt haben .In dieser Skala ist der Abgabeprozentsatz je nach
der Häheder Losungund den Kategoriender Betriebe abgestuft .DieSkala
ist im Laufe der Jahre einigemale geändert worden und stand in der letzten
Fassung bis EndeTezember1032 in Kraft .Auf Grundneuer Verhandlungen ,die
der Ausschuss der beiden genannten Organisationen mit demMagistrat ge¬
führt hat ,ist nun mit Rückwirkungauf den . Jänner1933 die Skala inden
unterenStufenso geändertworden ,dass vermindertePauschalsätzeberech¬
et werden .Die Aenderung soll den kleineren Lokalen die Meglichkeit bie - ¬
en ,die Konzertveranstaltungenaufrecht zu erhalten ,sie allenfalls zu
ermehrenoder Veranstaltungenneu einzuführen .Für die arbeitslosenMu¬
iker ,derenBerufsvereinigungwiederheltin der gleichenAngelegenheit
n den Magistrat herangetreten ist ,ist dadurcheine vermehrteArbeitsge -¬
legenheit geschaffenworden.

* - . - . - . - .-- . - —
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Aus der Wohlfahrtspflege der GemeindeWien .
Auchim November1932 für die offene Fürsorge der GemeindeWienfast

zwei Millionen Scpilling aufgewendet .
Nach einem Bericht der Magistratsabteilung für Statistik wur - ¬

den im vergangenen November in der offenen Fürsorge der GemeindeWien
für Erhaltungsbeiträge 1,212 . 900Schilling ,für Pflegebeiträge
Luh .600 Schilling ,für Pflegegelder 184 . 000Schilling und für Aushil¬
fen 100 . 600Sch lling aufgewendet .Insgesamt wurden für diese Zweige
der Fürsorge im Berichtsmonate 1,972 . 100Schilling aufgewendet ,um
85 . 500Schilling mehrals im November1931und um14 . 600Schilling
mehr als im Oktober 1932 .

Mutterberatung ,Kindergärten ,Kinderhorte undKinder - ¬
ausspeisung .

Die städtischen Mutterberatungsstellen führten imNovember
1932 insgesamt 22 . 117Beratungen durch ;die städtischen Kindergärten wur - ¬
den im Berichtsmonate von täglich durchschnittlich . 465Kindern ,
die städtischen Kinderhorte von täglich durchschnittlich . 058Kin¬
dern besucht . Beiden Kinderausspeisungen der Gemeinde Wien wurdenim
November 1932 insgesamt 301 . 516Speiseportionen ausgegeben .

Die städtischen Kranken -undWohlfahrtsanstalten .
Die städtischen Kranken -und Wohlfahrtsanstalten nahmen imBe¬

richtsmonate . 125Personen auf .Die Zahl der in den städtischen Kran¬
ken -und Wohlfahrtsanstalten geleisteten Verpflegstage imNovember

1932 betrug 522 . 607 ;davon entfallen 212 . 551Verpflegstageauf
die Versorgungshäuser ,151 . 902Verpflegstage auf die Anstalten für

Geisteskranke und 63 . 968Verpflegstage auf die Krankenanstalten :

DiamanteneHochzeit .
Heute beging im engsten Familienkreise das Ehepaar Franz

und Johanna Groll die sechzigste Wiederkehr seiner Eheschlie ssung .
In Vertretung des Bürgermeisters nahm an der Feier amtsführender Stadt - ¬
rat Honay teil ,der in einer herzlichen Ansprache das Jubelpaar be¬

glückwünschte und die Ehrengabe der Stadt Wien überbrachte .Für die
Bezirksvertretung war Vorsteher Seleskowitsch erschienen .Groll ,der

im 88 .Lebensjahr steht ,war nahezu fünfzig Jahre als Fassbinder tä¬

tig ,kam dann in den Gemeindedienst und wurde im Jahre 1918 pensioniert .
Seine Gattin ist 81 Jahre alt .Von den neun Kindern des Ehepaares sind

fünf amLeben .
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DiehäufigstenTodesursacheninWien.
Ansteigender Krebstodesfälle ,Rückgangder TodesfälleanTuberkulose.

Die Magistratsabteilung für Statistik berichtet über die häu - ¬
figsten Todesursachen der Wiener Bevölkerung und stellt in diesem

Bericht die Todesursachen im Jahre 1927 und im Jahre 1931einander
gegenüber .Aus der Darstellung ergibt sich ,dass den stärksten Anteil
an den Sterbefällen in Wienim Jahre 1927bei den MännerndieHerz¬
krankheiten ,die Tuberkuloseder Atmungsorgane,Krebsundanderebös- ¬
artige Geschwülste hatten ,bei den Frauen ebenfalls Herzkrankheiten

und Krebs .Im Jahre 1931 waren die meisten Todesfälle bei denMännern
durch Herzkrankheiten ,Krebs und andere bösartige Geschwülste und
Tuberkuloseder Atmungsorganehervorgerufenworden ,bei denFrauen
durch Herzkrankheiten und Krebs .Währendim Jahre 1927 ungefähr1h
Prozentaller Todesfällebei denMännernauf Tuberkulose derAtmungs¬
organe ,etwa 11 Prozent auf Krebs und andere bösartige Geschwülste .
undnahezu15 Prozentauf Herzkrankheitenzurückzuführenwaren ,weist
die Statistik der Todesfälle des Jahres 1931 bei den Männernbloss
etwa 13 Prozent Todesfälle dn Tuberkulose ,ungefähr 14 ProzentKrebs¬
todesfälle und 16 Prozent Todesfälle infolge Herzkrankheitenaus .
VondenimJahre1927in WiengestorbenenFrauenhattennichtganz
1o Prozent an Tuberkulose der Atmungsorgane ,mehr als 14 Prozent an
Krebsundmehrals 18 Prozent an Herzkrankheitengelitten ;imJahre
1931warenvonden Frauenetwa 7 Prozent an Tüberkulose ,fast 17
Prozent an Krebsundanderenbösartigen Geschwülstenundnahezu19
Prozent an Herzkrankheitengestorben .Die Magistrat sabteilungfür
Statistik errechnet auch eine Indexziffer für 1931 ,wobei sie den
Durchschnittder Todesfällein denJahren1927bis 1931gleich100
setzt .Esergebensichdabeifür dasJahr1931folgendeIndexziffern
für die TodesfällederMänner :TuberkulosederAtmungsorgane99 ,Krebs
und andere bösartige Geschwülste110 ,GehirnblutungundGehirnschlag
9718 ,Herzkrankheiten100 ' 7undLungen-undRippenfellentzündung8515,
DieIndexziffernfür dieTodesfällederFrauenimJahre1931sind :

Tuberkulose der Atmungsorgane89 ' 5 ,Krebs und andere bösartige Ge¬
schwülste109 ' 1 ,GehirnblutungundGehirnschlag9313 ,Herzkrankheiten
100 ' 3undLungen -undRippenfellentzündung98 ' 7 .Imallgemeinenkann
also festgestellt werden ,dass die Zahl der Krebstodesfälle unddie
Zahlder Todesfällean Herzkrankheitenansteigt ,währendTuberkulose¬
todesfälleundebensodie Todesfällean Lungen -undRippenfellentzün¬
dung ,an Gehirnblutungund Gehirnschlagzurückgehen.

— - - . - - ¬

AusländischeGäste inWien .
In den letzten Wochenbesichtigten Mr .Walter ,Korrespondent

des „ ManchesterQuardian "in Berlin ,der englische DramatikerRobert
Nichols und dessen Frau ,Frau Dr .Fania Halle ( Moskau ) ,FrauDr .
Bienert ,Schriftstellerin in Dresden ,Chia - PaoCheng ,Shi - MouLee ,
Lien Yang ,YozShou Kou ,Chia - HsiengLee und Hohsien Chen ,die Mit¬
glieder einer chinesischen KommissionzumStudium der Wiener Schul -un
Wohlfahrtseinrichtungen ,neuestädtischeWohnhausanlagen ,Wohlfahrts¬
anstalten und städtische Bäder .Die Gäste sprachen sich über das Ge¬

sehene in äusserst anerkennenden Wortenaus .
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Die GrippeinWien.
293 Grippekranke in den Wiener öffentlichen Krankenhäusern .
Verschiedene Tageszeitungen bringen Nachrichten über die in

Wienherrschende Grippe ,die eine Beunruhigungder Bevölkerunghervor¬
rufen könnten ,zumal durch mancheNachrichten der Eindruck erwecktwird ,
als bemühe sich die Gesundheitsbehörde ,die Verbreitung der Grippe in
Wienabzuleugnen .Es werden daher in Zukunft periodisch die Ausweiseder
Grippekrankenin den Wieneröffentlichen Krankenhäusernveröffentlicht wer

den .
Seit dem Jahre 1920 sind die Aerzte und Leiter der Krankenan¬

stalten verpflichtet ,wöchentlich summarisch die Zahl der in Behandlung
genommenenFälle von Grippe schriftlich anzuzeigen .Dieser Erlass wird
alljährlich vor Beginn der Grippezeit allen beteiligten Kassen ,Kranken - ¬

häusern und Aerzten in Erinnerung gebracht ;zum letztenmal geschah dies
am27 .Oktober1932 .

Nach den Meldungen der öffentlichen Krankenanstalten befinden
sihh heute in den Wiener öffentlichen Krankenhäusern ,die insgesamt rund
9000 Betten haben ,293 Grippekranke ,und zwar im Wilhelminenspital mit
1251 Betten 28 Grippekranke ,im Sophienspital mit 217 Betten 9Grippe- ¬
kranke ,imKrankenhausder Stadt Wienmit . 137BettenkeinGrippekranker ,
im Krankenhaus Wieden mit 574 Betten 20 Grippekranke ,im Rochusspital mit
1oo Betten kein Grippekranker ,im Allgemeinen Krankenhaus mit 3160Betten
Iul Grippekranke ,im Rudolfsspital mit . 037Betten 18 Grippekranke ,im
Franz Josef - Spitalmit 1000 Betten 19 Grippekranke und imElisabethspital
mit 556 Betten 25Grippekranke .

Die Not und die Arbeitslosigkeit bringen es mit sich ,dass
Grippekranke jetzt viel früher und viel häufiger in die Krankenhäuser ge¬
bracht werden ,als es sonst der Fall war ;dass in den öffentlichen Kranken - ¬
anstalten nur 293 Grippekranke sind ,beweist also mindestens ,dass schwere

Grippefälle selten sind .Selbstverständlich soll damit nicht gesagt wer¬
den ,dass in Wien keine Grippe herrsche ;sicherlich kommen in Wien tau¬

sende leichte Grippefälle ,jedoch nur wenige schwere Erkrankungen vor .
. - .— . - -- - ¬

DiamanteneHochzeit .
Der seit 1867 in Meidling ansässige Tischlermeister Wenzel

Paelt feierte am Samstag mit seiner Gattin Franziska die sechzigste Wie¬

derkehr seiner Verehelichung .AusdiesemAnlassfand in denMandlsälen
eine grosse Feier statt ,an der in Vertretung des Bürgermeisters amtsfüh¬
render Stadtrat Honay teilnahm ,der in einer herzlichen Ansprache die

Verdiensteder Jubilare würdigteunddemJubelpaar die EhrengabederStadt
Wien überreichte .Paclt ist 84 Jahre alt ,seine Frau 81 .BeideEheleute
erfreuen sich vollster geistiger undkörperlicher Frische .Vondenzwölf
Kinderdes Ehepaaressind acht amLeben ,die alle in geachtetenStellun¬
gen tätig sind .

- .— .—— ——- ¬37
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Der Prerdefleischverbrauch in Wien .
Seit 1929ummehrals ein Drittel gesunken. - WienerTagesverbrauchdurch-¬

schnittlich lo ZentnerPferdefleisch .
Die Magistratsabteilung für Stastistik teilt mit dass im

Jahre 1929 insgesamt rund 24 . 046Zentner Prerdefleisch in Wien demVer - ¬
brauch zugeführt wurden ;von den 42 . 514ins Schlachthaus gebrachten Pfer¬
den wurdennachveterinärpolizeilicher Ueberprüfung12 . 182für denVerbrauck
in Wien geschlachtet ;ausserdem wurden nach Wien . 140Zentner Pferde¬
fleisch zugeführt ,von denen rund . 955Zentner veterinärpolizeilich

zum Verbrauch zugelassen wurden .Im Jahre 1930 wurden in Wien37 . 232
Pferdeins Schlachthausgebrachtundvondiesennachveterinärpolizei¬
licher Ueberprüfung37 . 200zumZweckedes Verbrauchesgeschlachtet ;die
Pferdefleischzufuhrenim Jahre 1930betrugeninsgesamtrund 1927Zentner ,
von denen rund . 673Zentner zumVepbrauch zugelassen wurden .Insgesamt
wurdenalso in Wienim Jahre 1930rund 17 . 673Zentner Pferdefleischdem
Verbrauch zugeführt .Auch im Jahre 1931 ist der Pferdefleischverbrauch
in Wienweiter gesunken ;es wurdennämlich nur mehrrund 1l . 738Zentner
Pferdefleisch demVerbrauch zugeführt .ImJhr 1931 wurdeninsgesamt
25 . 380Pferde ins Schlachthaus gebracht und von diesen 25 . 351nachvete¬
rinärpolizeilicher Prüfungfür den Verbrauchzugelassen ;diePferde¬
fleischzufuhrenimJahre 1931betrugenrund1830Zentner ,vondenenrund
1555 Zentner zumVerbrauchzugelassen wurden .Eg wurdensomit imJahre
1931in Wienim Tagesdurchschnittrund ho Zentner Pferdefleischverbraucht
Vom Jahre 1929 bis zum Jahre 1931 ist der Prerdefleischverbrauch in Wien
umetwa 39 Prozentgesunken .

Strassenbenennungen in Wien .
Eine Spinozagasse in Ottaking undHernals .

Der Gemeinderat sausschuss für allgemeine Verwaltungsangelegen¬

heitenhat in seinerletztenSitzungaufAntragdesGemeinderatesBeisser
beschlossen ,eine von der Rosenackerstrasse abzweigende Gasse ,die paralle
zur Rudglf Goldscheid - Gassein Hernals und Ottakring nahe der Bezirks¬
grenze verläuft ,nach Benedikt de Spinoza " Spinozagasse "zubenennen .
DieErläuterungstafelwirdfolgendenTexthaben :„Benedikt( Baruch )de
Spinoza ( 1632 -1677 ) ,Philosoph . "

Umbenennungder KinderasylgasseimKahlenbergerDorf .
DIE Bezirksvertretung Dzbling hat den Antrag gestellt ,zur

Erinnerungan den langjährigen undverdienstvollen Leiter desKinder¬
asyls im Kahlenberger Dorf ,Viktor Zwilling ,die Kinderasylgasse in Döb - ¬

ling ,die nach diesemKinderasylbenanntwar ,in"Zwillinggasse"umzube¬
nennen .AufAntragdes GemeinderatesBeisser ist in der letzten Sitzung
des Gemeinderatsausschusses für allgemeine Verwaltungsangelegenheiten
die Umbenennungder Kinderasylgasse in " Zwillinggasse "beschlossenwor¬
den .DerText der Erläuterungstafel wird lauten :„ ViktorZwilling
( 1861 -1931 ) ,Pädagoge,Landtagsabgeordneter. "

- . - — - —
Sitzung der Bezirksvertretung Ajsergrund .

Die Bezirksvertretung Alsergrund tritt amMittwoch ,den15 .
Februar ,um 18 Uhr zu einer öffentlichen und vertraulichen Sitzung zu¬

sammen .
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Ein Rekordan " GoldenenHechzeiten".
In drei Tagen Ul goldene Hochzeiten !

Der Fasching des Jahres 1883 war von sehr kurzer Dauer .
Schon am . Februarwar vor einem halben Jahrhundert Faschingsonntag .Am
Faschingsamstag, - sonntagund - montagdes Jahnes 1883 muss aber ein wah¬
res Heiratsfieber in Wien ausgebrochen sein,meldeten doch beim Wiener

Magistrat nicht weniger als vierundvierzig Ehepaare ,die an diesen drei
Tagen geheiratet hatten ,ihren Anspruch auf die Ehrengabe der Gemeinde
Wien an . DieseZahl ist umso interessanter ,als im ganzen Jahre 1932nur
328 „ Goldene "angemeldet worden waren .

Amtsführender Stadtrat Honayhat in der vorigen Woche
in Vertretung des Bürgermeisters alle Jubelpaare besucht .Es sind dies
die Ehepaare Wenzel und Marie Båreiska ,Adolf und Adele Bauer ,Franzund
Katharina Bauer ,Mathiasund VinzenziaBaumgartner ,LeopoldundThersia
Bayer ,Johann und Antonie Beer ,Johann und Maria Berthold ,Rudolf undMa¬
rianne Bohutinsky ,Gustav und Therese Christen ,Johann und Antonia Cvach ,
Karl und Marie Czap ,Johann und Anna Dolezal ,Michael und Johanna Fritsch ,
David und Malka Gelber ,Karl und Rosalia Glasshüthner ,Ludwig und Anna

Goldmann ,Karl und Juliane Gruber ,Karl und Klara Grunsky ,AntonundFran¬
ziska Gutscher ,Ignaz und GenofevaHaidmayer ,Franz und Josefa Huber ,Tho¬
mas und Eva Huber ,Mathias und Franziska Knezinek ,Friedrich und Maria
Lutz ,Josef und Rosa Mayer ,Karl und Maria Miksch ,Karl und AnnaMisar ,
Franz und Karolina Neumayer ,Emanuel und Josefa Pospisil ,Franz undJohan¬
na Puchegger ,Josef und Marie Puza ,Ignaz und Charlotte Reiner ,Eduard . und
Hermine Schubert ,Franz und Karoline Schwarz ,Josef und Therese Schwing - ¬
hammer ,Josef und Marie Spiering ,Alois und Johanna Szamerl ,Karl undHed¬
wig Vrbka ,Leopold und Theresia Waldhammer ,Vinzenz und Theresia Wratil ,
Franz und Marie Zamyslicki ,Alois und Karoline Zehle und Franz undMaria

Zimmerl . In vielen Fällen veranstalteten die Kinder derJubel¬
paare oder gewerblicheKörperschaftengrössere Feiern ,an denenauchder
Bezirksvorsteher teilnahm und bei denen Stadtrat Honay nach einer herz¬
lichen Ansprache dem goldenen Hochzeitspaare die Ehrengabe - 50Schil¬
ling in einer mit dem Rathaus geschmückten Lederkassette - und das in
Goldrahmen gefasste Diplom der Stadt Wienüberreichte .

In zwei Fällen konnte die Feier nicht abgehalten werden .
Im ersten Fall war der Mann drei Tage vor dem Erinnerungstag gestorben ,
im zweiten Falle musste die Feier wegen schwerer Erkrankung des Mannes
unterbleiben .Die Jubelpaare haben insgesamt 247 Kinder ;davon sind116
am Leben .Enkelkinder wurden 123 und Urenkel 6 festgestellt . VondenLh
" Goldenen Hochzeitern "hatten sechs überhaupt keine Kinder .DieHöchst¬
zahl der „ Goldenen "erreichte Ottakring mit 6,dann folgen Favoriten

und Meidling mit je 1,während in Hernals keines der goldenen Hochzeits¬

paare wohnte .

Sitzung der BezirksvertretungMariahilf .
Die nächste öffentliche und vertrauliche Sitzungder

BezirksvertretungMariahilf findet amDonnerstag ,den 23. Februar ,um
18 Uhrstatt .
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Die GrippeinWien.
Rückgangder Zahl der schwererenGrippefälle .

Amheutigen Tage befinden sich in den öffentlichen Kranken¬
häusern Wiens insgesamt 285 Gpippekranke ,und zwar im Allgemeinen Kran¬
kenhaus 172,im Wilhelminenspital 33 ,im Franz - Josef - Spital2 ,imElisa - ¬
bethspital 36,im Sofien - Spital 13,in der Rudolfstiftung 8,im Wiedner
Krankenhaus 20 Grippekranke und im Krankenhaus der Stadt Wien 1Grip¬

pekranker .
Der Stand der Grippekranken in den öffentlichen Krankenhäu¬

sern am 6 .Februar war 293,Von einer Zunahme der Zahl der schwereren
Grippefälle kann also gewiss nicht die Rede sein .
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BevölkerungszunahmeinWien.
Wiens Bevölkerung wächst durchZuwanderung .

Rückgang der Zahl der Geburten .
Nach einer Mitteilung der Magistratsabteilung für Statistik

sind in Wien im Vorjahr 15 . 200Kinder lebend geboren worden ,während im
Jahr 1931 die Zahl der Lebendgeburten 16 . 614betragen hatte .Die Zahl der

Lebendgeburten war also im Vorjahr um . Alhgeringer als im Jahr 1931 .

Von den 15 . 200Lebendgeburten des Jahres 1932 erfolgten 12 . 576in öffent - ¬
lichen und privaten Gebäranstalten ;die Zahl der Hausgeburten betrug

. 624 . Daraus ergibt sich ,dass von 100 Lebendgeburten nur 17 in der
mütterlichen Wohnung erfolgten ,während 83 Prozent der Mütter öffent - ¬

liche oder private Gebäranstalten aufgesucht hatten .
Von den Lebendgeborenen des Jahres 1932 waren . 020Knaben

und . 180 Mädchen ,11 . 664eheliche und . 536 uneheliche Kinder .Der Gebur¬

tenrückgang betrug bei den Mädchen gegenüber dem Jahr 1931 11Prozent ,
während der Geburtenrückgang bei den Knaben nur 6 Prozent betrug .Bei

den unehelich Geborenen war der Geburtenrückgang 13 Prpzent ,bei den
ehelich Geborenen 7Prozent .

Im Jahr 1932 betrug die Zahl der Todesfälle in Wien24 . 809 .
Da im selben Jahr in Wien nur 15 . 200Kinder lebend geboren wurden,hat
die Bevölkerung der Stadt durch die natürliche Bevölkerungsbewegung im

Jahr 1932 . 609 Einwohner verloren .Trotzdem ist die Einwohnerzahl Wiens

im Jahr 1932 gestiegen .Nach den Aufzeichnungen des Meldeamtes der Bun¬

despolizeidirektion Wien sind nämlich im Jahr 1932 157 . 636Personen
nach Wien zugewandert ,während nur 127 . 191Personen aus Wien abgewandert

sind . Wienhat daher durch die Wanderungsbewegungim Jahr 193230 . 4115
Einwohnergewonnen .Als absolute Zunahmeder Bevölkerungfür das Jahr1932
ergibt sich somit die Zahl von 20 . 836Personen .

Im Jahr 1931 waren 164 . 554Personen nach Wien zugewandert und
130 . 332Personen von Wien abgewandert .Durch die Wanderungsbewegung hatte

daher Wien im Jahr 1931 34 . 222Einwohner gewonnen .Die Zuwanderung nach
Wien ist im Jahr 1932 gegenüber dem Jahr 1931 um ' 2Prozent ,die Abwan¬

derung von Wien um ' 1Prozent gesunken .Wenn aber auch die Zuwanderung
nach Wien im Jahr 1932 abgenommenhat ,so hat doch Wien mehr Kraft bewie¬
sen ,die Zuwanderer zu erhalten ,als eine Reihe anderer deutscher Gross¬
städte .In manchen deutschen Grosstädten hat nämlich im vergangenen Jahr

die Wanderungsbewegung mehr Abvanderungen als Zuwanderungen ergeben,so

dass diese Städte einen Teil ihrer Bevölkerung durch Mehrabwanderung ver¬
loren haben .

510 . 923Gasmesser in Wien .
Die Direktion der städtischen Gaswerke teilt mit ,dass am31 .

Jänner 510 . 923KonsumentenGasvonden Wienerstädtischen Gaswerkenbe¬
zogen haben .Gegenüber dem Stand vom Jahre 1913 bedeutet die Zahl der

Gasabnehmeram31 .Jänner dieses Jahres weit mehrals eineVerdoppelung ,
da am 31 .Dezember1913 die Wiener städtischen Gaswerkeblo s211 . 815
Konsumenten mit Gas versorgt hatten .Im vergangenen Jänner haben die
städtischen Gaswerke 14l0 Gasmesser neu aufgestellt ,562 Gasmesseranla¬

gen vergrössert und 14 Neuanschlüsse durchgeführt .Der Verkauf vonGas¬
geräten war im Berichtsmonate ein sehr reger ; insgesamtwurden 360Geräte ,
Gasherde ,Kochplatten ,Gasbügeleinrichtungen ,Gasbrotröhren und Gasbade¬

öfen ,verkauft .Aus serdem wurden182 Koksöfen " MusterWiener Gaswerke "abge
setzt . - . — " -
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WiederbelegungvonSchachtgräbernim HernalserFriedhof .
Nach dem2 .Mai 1933 werden die Schachtgräber in der GruppeS ,

nach dem 1 .Oktober 1933 die Schachtgräber in der Gruppe R und nachdem
1 .Februar 1931 die Schachtgräber in der Gruppe 4 im Hernalser Fried¬

hof wiederbelegt .Enterdigungen von Leichenresten aus diesenGrähern
sind nur vor deren Wiederbelegungzulässig .GesucheumZulassungsolcher
Enterdigungen sind bei Schachtgräbern in der Gruppe S bis längstens

15 .April ,bei Schachtgräbern in der Gruppe R bis 15 .September undbei
Sehachtgräbern in der Gruppe 4 bis 15 .Jänner 1931 bei der Magistrats - ¬
Abteilung 12 einzubringen .Auf verspätet überreichte Ansuchenwird
keine Rücksicht genommen .Nach dem2 .Mai werden die Grabkreuze vonden
Sahachtgräbern in der Gruppe S ,nach dem1 .Oktober von denSchachtgrä¬
bern in der Gruppe R und nach dem 1 .Februar 1931 von denSchachtgräbern
in der Gruppe h abgeräumt und im Friedhof gelagert .Sie werden binnen
Jahresfrist jenen Parteien ausgefolgt ,die ihr Eigentumsrecht nachweisen
und der GemeindeWiendie durch die Apräumungerwachsenen Auslagenerset - ¬
zen .Ueber den verbleibenden Rest verfügt die Gemeinde nach eigenem Er¬

messen .
. - - - - ¬

Statistische Datem vom vergangenen November .

Bäderbesuch .
Wiedie Magistratsabteilungfür Statistik mitteilt ,habendiestädtischenBäderimvergangenenNovember576 . 235Besuchergehabt .Da

für den Oktober 1932 die Statistik eine Besucherzahl von 667 . 916und
für November1931 eine Besucherzahl von 613 . 087aufweist ,ist die Zahl
der Bäderbesucher gegenüber Oktober 1932 um 91 . 681und gegenüber Novem¬

ber 1931 um66 . 852zurückgegangen .Vonden 576 . 235Besuchernderstäd - ¬
tischen Bäder im November 1932 waren 13 . 115Kinder ,die unentgeltlich
badeten ,währendim Oktober1932nur 38 . 019und im November193138. 128
unentgeltlich badendeKinderin den städtischen Bäderngezähltworden
waren .Die Zahl der unentgeltlich badenden Kinder ist also gegenüber

Oktober 1932 um . 066und gegenüber November1931 um1987gestiegen .

Rettungsdienst ,städtischer Sanitätsbetrieb undLeichenbestattung.
Für den Rettungsdienst weist die Statistik im Novembær1932

4l12 Hilfeleistungengegenüber5127HilfeleistungenimOktober1932
und 4681 Hilfeleistungen im November 1931 aus .Die Zahl der Hilfeleistun¬
gen ist also gegenüber Oxtober 1932 um715 und gegenüber November1931
um269 gesunken ,Der städtische Sanitätsbetrieb ,der im November1931
3396und im Oktober19323151Krankentransportedurchgeführt hatte ,hat
im vergangenenNovember3343Transportedurchgeführt .GegenüberNovember
1931 ist daher die Zahl der Krankentransporte umein Geringes ,undzwar
um 53 ,gesunken ,hingegen gegen Oktober 1932 um 192 gestiegen .Fürdie

Leichenbestattung wurden im November 1932 2051 Bestattungen ,davon 272
Einäscherungen ausgewiesen .Gegenüber November 1931 ist die Zahl der Be¬
stattungen um 84 ,die Zahl der Einäscherungen um 18 zurückgegangen ;hin¬

gegen ist gegenüber Oktober 1932 die Zahl der Bestattungen um118und
die Zahl der Einäscherurgen um 14 gestiegen .
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DasVergnügungslebeninWien .

Wie der Magistrat festgestellt hat ,sind die Einzelfeste
in Wien ,die für die Lustbarkeitsabgabe angemeldet worden

sind ,von 29 . 223im Jahre 1931 auf 32 . U13im Jahre 1932 ge¬

stiegen .Insbesondere sind auch die Veranstaltungen in der
Faschingszeit angewachsen .Während im Dezember 1931 . 850
Veranstaltungen versteuert wurden ,waren es im Dezember 1932

. 966 ;während im Janner 1932 . 419Veranstaltungen gezählt
wurden ,waren es im Jahre 1933 . 0l6 .Allerdings ist fest - ¬

zustellen ,dass gerade grosse Veranstaltungen ausgefallen und
offenbar zahlreiche kleine Veranstaltungen an ihre Stelle
getreten sind ,die mit weniger Risiko für die Veranstalter

verbunden sind und bei niedrigeren Eintrittspreisen durchge¬

führt werden können .Infolgedessen ist auch der Ertrag der
Lustbarkeitsabgabe von den Einzelveranstaltungen trotz der

Vermehrung der Feste um 20Prozent gesunken .
—. —.— .—. ——- ¬

Freiplätze der GemeindeWienan der HochschulefürWelt¬
handel in Wien .

Für das Sommersemester1933 und das Wintersemester 1933/34
werden von der Gemeinde Wien fünf Freiplätze an Absolventen

des ersten Semesters der Hochschule für Welthandel in Wien ,
die in Wien heimatberechtigt sind ,verliehen .Die Gesuche
um Verleihung eines solchen Fpeiplatzes sind an den Wiener

Magistrat ,Abteilung 8 ,zu richten und bis einschliesslich
28 . Februar bei der Hochschule für Welthandel einzureichen .
Den Gesuchen sind Geburts - undHeimatschein und ein Mittel¬
losigkeitszeugnis neuesten Datums ,woraus die Erwerbs -und

Vermögensverhältnisse des Einschreiters und dessen unter¬
haltspflichtiger Angehöriger ,insbesondere auch der allfällige
Genuss von Stipendien oder Freiplätzen des Bewerbersoder
dessen Geschwisterzu ersehen sind ,anzuschliessen .
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Verkehrsunfälle inWien .
Einfluss des Strassenzustandesauf Unfälle . -DiemeistenUnfälleimMai ,

September und Ogtober . -Statistik der Unfälle nach Wochentagenund
nach Tagesstunden .

Nach den Monatsberichten der Polizeidirektion ereigneten sich
im Jahre 1932 in Wien insgesamt . 372Verkehrsunfälle .Man sollte nun

meinen ,dass sich die meisten Verkehrsunfälle in den Wintermonaten ereig - ¬

nen ,in denen Schnee und Glatteis den Strassenzustand verschlechtern und
früher Eintritt der Dunkelheit und Nebel die Schwierigkeiten des Verkehrs
vergrössern .Dieser Eindruck wird auch durch verschiedene Mellungenbe¬
kräftigt .Die Statistik beweist jedoch ,dass der Eindruck unrichtig ist .
Von den . 372Verkehrsunfällen des Jahres 1932 entfielen nämlich 158oder

' 2Prozent auf den Jänner ,179 oder ' sProzent auf den Februar ,174

oder ' 4Prozent auf den März ,647 oder ' 8Prozent auf den April ,773
oder 10 ' 5Prozent auf den Mai ,703 oder ' 5Prozent auf den Juni ,690

oder ' 3Prozent auf den Juli ,640 oder ' 7Prozent auf den August ,735
oder 10 Prozent auf den September ,742 oder 10 ' 1Prozent auf denOktober ,
523 oder ' 1Prozent auf den November und 508 oder ' 9Prozent auf den

Dezember .
Die Unfallhäufigkeit war also in den MonatenJänner bis März

und im Dezember ,also in den ausgesprochenen Wintermonaten ,amgeringsten .
In keinem dieser Monate erreichte die Zahl der Unfälle 7 Prozent ;selbst

der Dezember mit seinem gesteigerten Weihnachtsverkehr und der gerade im

Vorjahr langandauernden Nebel -und Glatteisperiode bleibt in derUnfall¬
häufigkeit weit hinter den Frühjahrs - ,Sommer -und Herbstmonaten zurück .
Auch der Ausflugsverkehr in den Sommermonaten bietet dafür keine genü¬

gende Erklärung ,da sich ja dieser Ausflugsverkehr vor allem ausserhalb

des Stadtgebietes abwickelt und die Polizeistatistik nur Unfälle in Wien
verzeichnet .

Die Magistratsabteilung für Statistik hat auch eine Zusammen¬
stellung der Unfälle nach den Fahrzeugarten ,durch die sie verursacht

wurden ,ausgearbeitet .Aus dieser Zusammenstellung ergibt sich ,dass von
den Verkehrsunfällen des Jahres 1932 56 oder ' 8Prozent durch schweres
Pferdefuhrwerk ,118 oder ' 6Prozent durch leichtes Pferdefuhrwerk ,1349
oder 18 ' 3Prozent durch Lastkraftwagen ,1704 oder 23 ' 1Prozent durch Per¬

sonenkraftwagen ,838 oder 11 'Prozent durch Lohnkraftwagen ,1507oder
20 ' 1Prozent durch Krafträder ,755 oder 10 ' 2Prozent durch Fahrräder ,
1006 oder 13 ' 7Prozent durch die Strassenbahn und 39 oder ' 5Prozent durd

sonstige Fahrzeuge verursacht wurden .Die meisten Unfälle wurden al so
nach dieser Zusammenstellung durch Personenkraftwagen verursacht ;auf solch
Personenkraftwagen entfallen fast ein Viertel aller Verkehrsunfälle .Als

besonders unfallsgefährlich kommen nach den Personenkraftwagen die Mo¬

torräder mit 20 ' )Prozent aller Unfälle ,dann die Lastkraftwagen undan
vierter Stelle erst die Lohnkraftwagen ,also die Autotaxi ,inBetracht .

Obzwar die Lohnkraftwagen sicherlich einen viel stärkeren An¬

teil am Strassenverkehr der Stadt haben als die privaten Personenautos ,
ist also ,wie die Statistik erweist ,die Zahl der Unfälle durch Lohnkraft

wagen weit geringer als die Zahl der durch Personenkraftwagen verursachte :
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Verkehrsunfälle .Das kann wohl als Beweis dafür gewertet werden ,dass
die Lohnkraftwagenlenker mit grösserer Sicherheit und Vorsicht fahren
als Lenker vonPrivatkraftwagen .

Bei einer Aufteilung der Verkehrsunfälle auf die einzelnen
Wochentage ergibt sich folgendes Bild :Von den 7372 Verkehrsunfällen des
Jahres 1932 ereigneten sich 754 oder 10 ' 2Prozent an Sonntagen ,1021

oder 13 ' 9Prozent an Montagen ,1076 oder 11 ' 6Prozent an Dienstagen ,
1036 oder 14 ' 1Prozent an Mittwochen ,990 oder 13 'Prozent an Donnersta¬

gen ,1175 oder 15 ' 9Prozent an Freitagen und 1320 oder 17 ' 9Prozent an
Samstagen .Am Wochenende ,Freitag und Samstag ,ereigneten sich also nahe¬

zu 34 Prozent aller Verkehrsunfälle der Woche .Die Ursache dürfte wohl
in der Abspannung und in der grösseren Arbeitsintensität liegen .

Schliesslich hat die Magistratsabteilung für Statistik auch
eine Aufstellung über die Zahl der Unfälle zu den einzelnen Tagesstunden
aus gearbeitet .Nach dieser Aufstellung entfielen von den Verkehrsunfällen

des Jahres 1932 auf die Tagesstundenvon 7 bis 9 Uhr 596 oder ' 1Prozent ,
von 9 bis 11 Uhr 923 oder 1215 Prozent ,von 11 bis 13 Uhr 1171 oder 1519
Prozent ,von 13 bis 15 Uhr 1026 oder 13 ' 9Prozent ,von 15 bis 17Uhr
1107 oder 15 Prozent ,von 17 bis 19 Uhr 1113 oder 15 ' 5Prozent ,von19
bis 21 Uhr 600 oder ' 2Prozent und schliesslich auf die Tagesstundenvon
21 bis 7 Uhr806oder 10 ' 9Prozert .Derstarke Strassenverkehrmittags
und nachmittags ab 15 Uhr bedingt das Ansteigen der Zahl der Verkehrsun¬

fälle in diesen Tagesstunden .Wiewohl in den Morgenstunden der Verkehr
sehr dicht ist ,weil die meisten Menschen in diesen Stunden zuihren
Arbeitsstätten eilen ,ist die Zahl der Verkehrsunfälle am Morgenverhält¬
nismässig gering ;offenbar ist das auf die grössere körperliche Frische
nach der Nachtruhe zurückzuführen .

Jubilare derEhe .
Heute ,Samstag ,überreichte in Vertretung des Bürgermeisters

amtsführender Stadtrat Honayden Jubelpaaren AntonundTheresia
Buchhard ,Peter und Franziska Jurka und Wenzel und Anna Mayer ,die ihre
goldene Hochzeit feierten ,die Ehrengabe der Stadt Wien .Buchhard ist pen¬
sionierter Postbeamter in Mariahilf ,Jurka ein Floridsdorfer Zimmer - ¬
meister ,der in seinem Betrieb bis zu siebzig Arbeiter beschäftigte ;

Mayerarbeitet nochheute als Schuhmachermeisterin Ottakring .Die
drei Jubelpaare hatten 19 Kinder ;davon sind 12 amLeben .

- - . - . -- -
15
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Auflogung der Bürgerliste in Wien .

Abschriften der Bürgerliste liegen zur allgemeinenEinsicht¬
nahme bei den magistratischen Bezirksämtern in der Zeit vom 15 .bis

einschliesslich 28 .Februaran Werktagenvon15 bis 19 UhrundanSonn¬
tagen von 9 bis 12 Uhr auf .Innerhalb der Auflegungsfrist können in
den Auflegungsstellen Erinnerungen wegen Nichtaufnahme vonWahlberech¬
tigten oder Aufnahme von Nichtwahlberechtigten eingebracht werden .Den
Erinnerungen sind die zur Begründung notwendigen Dokumente ,deren
Rückstellungehestens erfolgen wird ,tunlichst anzuschliessen .

Die Zahl der Wohnungskündigungenin Wien in fünf Jahren um
39 Prozent gestiegen .—1 *AI

WährendimJahre1928in Wien1h . 367Mietverträgegericht¬
lich gekündigt worden waren ,sind im Jahre 1932 nach Mitteilungen der

Magistratsabteilung für Statistik 19 . 964gerichtliche Kündigungen von
Mietverträgenerfolgt .ImJahre 1929waren13 . 617 ,im Jahre1930
17 . 888und im Jahre 1931 17 . 877Mietverträge gerichtlich gekündigt
worden .Gegenüber 1931 ist also die Zahl der gerichtlichen Kündigungen

um12 Prozent gestiegen ,während die Steigerung gegenüber 192839
Prozentbeträgt .Vonje 100KündigungendesJahres1932betrafen30
denUntermieterund70 denHauptmieter .DiemeistenUntermieterkün¬
digungen sind für die Leopoldstadt und für Hietzing ausgewiesen ;in
der Leopoldstadt sind nämlich im Jahre 1932 667 und in Hietzing
516Untermietergerichtlich gekündigtworden .Bei den Hauptmieterkün¬
digungen stehen die Landstrasse ,die Leopoldstadt und Ottakring an
der Spitze der Bezirke ;auf der Landstrasse sind 1118 ,in der Leopold¬
stadt 1135undin Ottakring 1131Hauptmieterim Jahre 1932gerichtlich
gekündigt worden .57 Prozent der gerichtlichen KündigungendesJahres
1932betrafenvierzehntägigzukündigendeMietverträge ,23Prozent
vierteljährigzukündigendeVerträge.

— . - - . - ¬
Rückgang der Zahl der Scharlach -undDiphtheriefälle

in Wien .
Im vergangenen Jänner sind beim städtischen Gesundheitsamt

insgesamt loh Anzeigen über Scharlacherkrankungenund 398Anzeigen
über Erkrankungen an Diphtherie erstattet worden .Da im Dezember1932
im städtischen Gesundheitsamt525 Scharlachanzeigen und 667Liphtherie¬

anzeigen erstattet worden waren ,kann festgestellt werden ,dass die

Zahl der Scharlach -und Diphtheriefälle in Wien beträchtlich zurück¬
gegangen ist .

. . -. —. -. —--¬
16
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Die Erschliessung desKahlenberges .
In einem Montagblatt wird die Behauptung aufgestellt ,dass

die Gemeinde Wien die Aktien der Kahlenberggesellschaft nur an sich
gebracht habe ,umeine Konkurrenz für den Cobenzl zu vereiteln ,und
dass die Gemeinde Wien zur Erschliessung des Kahlenberges nichts tue .
Diese Nachrichten sind vollständig unrichtig .Es ist aber selbst¬

verständlich ,dass für alle erforderlichen Arbeiten erst Pläne ge¬
macht und sorgfältig geprüft werden müssen .Diese Arbeiten sind ,so¬
weit sie von der Gemeinde Wien unmittelbar ausgeführt werden sollen ,
in vollem Gange .Auf Grund sorgfältiger Epwägungenist festgestellt

worden ,dass es am zweckmässigsten sein wird ,die heutige Kahlenberg¬
strasse nicht zu einer Autostrasse umzugestalten ,sondern sie als
Strasse für die Fussgänger bestehen zu lassen und eine neue Auto¬

strasse auf der Zahnradbahnstiecke zu bauen .Die Zahnradbahnstrecke
ist aber auf Grund des Eisenbahnrechtes demBundheimgefallen ,so¬
dass die Gemeinde sich nunmehr erst an den Bund wenden musste ,damit

er ihr den Grund für den Bau der Strasse überlasse .Mit den Detail¬
arbeiten kann erst begonnen werden ,bis die Zustimmung des Bundes vor - ¬

liegt .Die Gemeinde hat auch den Anspruch auf die produktive Arbeits¬

losenfürsorge erhoben ;auch darüber sind die Verhandlungen mit den
zuständigen Bundesstellen bereits eingeleitet .Sobald die Verhandlun - ¬
gen abgeschlossen sein wer den ,wird dem Gemeinderat eine Vorlage un¬

terbreitet werden .Wennnicht Verzögerungen eintreten ,die ausserhalb
des Machtbereiches der Gemeinde liegen ,so wird mit den Arbeiten ,die

einige Monate in Anspruch nehmen werden ,so rechtzeitig begonnen
wer den können ,dass manmit der Fertigstellung im späten Sommerrech¬
nen kann .Die Gestaltung auf demKahlenberg selbst ist eine Angelegen - ¬
heit der Aktiengesellschaft und nicht der Gemeinde .Die Gesellschaft
hat bereits die Vorbereitungen getroffen ,um noch im Laufe dieses
Monates einen öffentlichen Wettbewerb auszuschreiben .Die Verhandlun¬
gen mit den Architektenvereinigungen hierüber stehen vor dem Ab¬

schluss ,Was die Frage eines Hotelbaues auf dem Kahlenberg anlangt ,
so gehen die Meinungen der Fachleute vom wirtschaftlichen Standpunkt
aus darüber vorläufig noch weit auseinander .Es ist selbstverständlich ,

dass Beschlüsse von weittragender Badeutung nicht übereilt werden
dürfen und dass Bauten nur in Angriff genommen werden können ,soweit

die Mittel hiefür sichergestellt sind .
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Der Rettungsdienst in Wien .
Statistische Daten vomJahre1932 .

Wie die Magistratsabteilung für Statistik berichtet ,sind
im Jahre 1932 die beiden Wiener Rettungsgesellschaften ,die Wiener
freiwillige Rettungsgesellschaft und die Hietzinger freiwillige
Rettungsgesellschaft ,die Gemeindewacheund die Bundespolizeiin
61 . 716Fällen zur ersten Hilfeleistung in Anspruch genommenworden .
Wennmandie Ergebnisse der Volkszählungdes Jahres 1923 zumVergleich
heranzieht ,so ergibt sich ,dass in Wien auf 30 Einwohner ein Rettungs
dienst im Jahre 1932 entfiel .Von den 61 . 716ersten Hilfeleistungen

des Jahres 1932 entfielen auf die Wiener Rettungsgesellschaft 26 . 136 ,
auf die Hietzinger freiwillige Rettungsgesellschaft . 175 ,auf die
Feuerwehr der Stadt Wien . 264 ,auf die Wiener Gemeindewache . 167und

auf die Bundespolizei 24 . 974Fälle .Von der Feuerwehr ist in 308
Fällen ,von der Gemeindewache in 97 Fällen und von der Bundespoli¬
zei in . 850Fällen erste Hilfe vermittelt worden ; 61Prozent der
ersten Hilfeleistungen bei Ausfahrten der beiden Rettungsgesell¬
schaften sind auf solche Vermittlungen zurückzuführen .Die Wiener Ret¬

tungsgesellschaft hat im Vorjahre in 14 . 181Fällen Verletzten und
in 11 . 955Fällen Erkrankten Hilfe geboten ;von den Interventionen
entfallen also 54 Prozent auf Verletzte und 16 Prozent auf Erkrankte .

In J1 . 136Fällen oder Ll Prozent erfolgten Interventionen aufder
Station und in 14 . 700Fällen oder 56 Prozent Interventionen bei
Ausfahrten .Bei der Hietzinger freiwilligen Rettungsgesell schaft ent¬
fielen von den Hilfeleistungen 52 Prozent cder . 664Fälle auf Ver¬

letzte und 18 Prozent oder . 511Fälle auf Erkrankte ;in 32Prozent
oder . 009Fällen erfolgten Interventionen auf der Station undin
68 Prozent oder . 166Fällen bei Ausfahrten .

Mjetzinszuschüsseder GemeindeWienzuWohnhausreparaturen .

Der vomGemeinderat der Spadt Wieneingesetzte Beirat ,dem
die Entscheidung über die Gewährung von Zuschüssen zu Hauptmietzin¬
sen zusteht ,die das Viertausendfache des Friedenszinses über¬

steigen ,hielt kürzlich seine 76 .Sitzung ab .In dieser Sitzung

wurden die Ansuchen von 630 Parteien in 70 Häusern behandelt und
Mietzinszuschüsse im Betrage von rund 27 . 000Schilling bewilligt .
Insgesamt hat der Beirat bisher den Ansuchen von 46 . 123Parteien
in . 261Häusern stattgegeben und zusammenMonatsbeiträge inder

Höhe von rund 252 . 000Schilling bewilligt .

— —— —-
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2 .Ausgabe.
Die Grippe inWien .

Gestern befanden sich in den Wiener öffentlichen Krankenanstal¬

ten inagesamt 314 Grippekranke ,und zwar im Allgemeinen Krankenhaus 171 ,
im Wilhelminenspital 25 ,im Franz - Josef - Spital7 ,im Elisabethspital 35 ,
im Sophien - Spital9 ,in der Rudolfstiftung 19 ,im WiednerKrankenhaus
29 und im Krankenhaus der Stadt Wien 19 ;im Rochus - Spital war kein

Grippekranker .Am8 .Fabruar befanden sich in den Wieneröffentlichen
Krankenhäusern285anGrippeerkranktePersonen ;es ergibtalsoeine
geringe Zunahme der Zahl der schwereren Grippefälle .
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Die meisten Kinder werden in der Nachtgeboren .
Eine Statistik über die Geburtsstunde der LebendgeboreneninWien .

Die Magistrats - Abteilung für Statistik hat nach den Geburtsan¬

zeigen der Hebammen eine Statistik über die Geburtsstunde der lebendge - ¬

borenen Kinder in Wienaufgestellt .Nachdieser Aufstellung entfielen von
den Geburten im Jahre 1931 18 ' 23Prozent auf die Nachtstunden zwischen
23 Uhr und 3 Uhr,17 ' 64Prozent auf die Morgenstunden zwischen 3 Uhrund
7 Uhr,18 ' 17Prozent auf die Vormittagsstundenzwischen7 Uhr und 11Uhr ,
15 ' 55Prozent auf die Mittagsstunden zwischen 11 Uhr und 15Uhr,15 ' 04
Prozent auf die Nachmittagsstunden zwischen 15 Uhr und 19 Uhr und15137
Prozent auf die Abendstunden zwischen 19 Uhr und 23 Uhr . Vonden imJahre

1932 geborenen Kindern wurden 19 ' 21Prozent in der Nacht zwischen 23Uhr
und 3 Uhr ,17 ' 66Prozent am Morgen zwischen 3 Uhr und 7 Uhr ,18 ' 2Prozent
am Vormittag zwischen 7 Uhr und 11 Uhr ,15 ' 18Prozent am Mittag zwischen

11 Uhr und 15 Uhr ,14 ' 75Prozent am Nachmittag zwischen 15 Uhr und 19 Uhr
und 15 Prozent am Abend zwischen 19 Uhr und 23 Uhr geboren .Es ergibt sich
also ,dass in beiden Jahren mehr als die Hälfte der Kinder in der Zeit
zwischen 23 Uhr und 11 Uhr geboren worden ist . DerHöhepunkt der Zahl der

Lebendgeburten liegt in den Nachtstunden von 23 Uhr bis 3 Uhr ,der Tief - ¬

punkt in den Nachmittagsstunden zwischen 15 Uhr und 19 Uhr . Trotzder
kurzen ,nur zweijährigen Beobachtungszeit scheint ,da die Bewegung der
Jahreskurven fast vollkommen parallel ist,bereits die Gesetzmässigkeit
der Verteilung sichtbar zu sein .

DieSchneesäuberungsarbeiten .
Das gestern eingetretene neuerliche Schneewetter machte wieder

umfassende Schneesäuberungsarbeiten notwendig .Der städtische Strassen¬

pflegebetrieb stellte für diese Arbeiten 919 städtische Strassenarbeiter
und . 251Arbeitslose in den Dienst .Zur Bekämpfung des Glatteises wurden

automobile Sandstreumaschinen und für die maschinelle Schneebeseitigung

17 Pferdeschneepflüge verwendet .

BezirksvertretungFünfhaus.
Die Bezirksvertretung Fünfhaus hält amDonnerstag ,den23. Februar ,

um18 Uhreine Plenarsitzungab .
50 - - - "
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DieGärtnersollenihreGewerberechteverlieren.
Heute sprach eine Abordnung des Verbandes der Land - undForstar¬

beiter Oesterreichs ,bei dem die überwiegende Zahl vonGärtnergehilfen
Wiens organisiert ist ,beim Landeshauptmannvon Wien ;BürgermeisterKarl
Seitz ,vor undmachteihn auf die voneinemTeil der Wienergewerblichen
Gärtner durchgeführte Aktion aufmerksam ,die dahin abzielt ,die gewerb¬

lichen Gärtner zur Zurücklegung ihrer Gewerbescheine zu veranlassen .Die
Auswirkung einer solchen Aktion würde dazu führen ,dass die bisher bei
diesen Unternehmern beschäftigten Gärtnereiarbeiter ihre bisherigen aus
der Gewerbeordnungund aus sozialpolitischen Gesetzenerfliessenden Ar¬
beitsrechte verlieren würden .Sie kämen unter die sozialpolitischen Ge¬
setze für Landarbeiter ,die woit rückständiger seien .

Die Vertreter des Verbandes der Land - undForstarbeiter Oester¬

reichs richten an denLandeshauptmanndas Ersuchen ,imWienerLandtag
dafür zu wirkon ,dass eine Landarbeiterordnung boschlossen werde ,die
für die nunmehr der Gewerbeordnung entzogenen Gärtnereiarbeiter ,aber
auch für die übrigen land -und forstwirtschaftlichen Arbeiter in Wien

dieselben sozialpolitischen Vorteile sichert ,wie sie bisher die gewerb¬
lichenGärtneroiarbeitergenossenhaben. unter

Der Bürgermeister erwiderte ,dass ihm die Agitation/den Gärtnern
bokanntsei unddass or sie im Gesamtinteressedes Gärtnergewerbesbe¬
dauernmüsso.DieGehilfenschaftvertreteeinGesamtinteressedesGewer¬
bes ,wonnsie sich gegendie Unterstollungunterein minderesRocht
wehre .ErwerdesofortAuftraggoben ,die einschlägigenFragenzuprüfen
und evontuell die notwendigen Gosetzesvorlagen für den WienerLandtag

auszuarboiten .



RATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeber und verantw .Redakteur :
FRANZ XAVERFRIEDRICH

Wien ,am16 .Februar1933.

Die Bevölkerungsbewegungin Wienim vergangenenDezember.
Nach einer Mitteilung der Magistratsabteilung für Statistik

kamen im vergangenen Dezember in Wien . 131Säuglinge lebend zur Welt ;

das sind um 106 mehr als im vergangenen November ,hingegen um 1o0weni¬
ger als im Dezember 1931 . Vonden Lebendgeburten waren 581 Knaben und550
Mädchen ,881 eheliche und 250 uneheliche Kinder .In der Wohnung der

Mutter wurden 193 ,in Anstalten 938 Kinder geboren .Die Zahl der Tot - ¬
geburten im Berichtsmonate betrug 88 ,um 34 weniger als imvergangenen
November und um 23 weniger als im Dezember1931 .

Im Berichtsmonate starben in Wien . 038Personen ;das sind

um 64 Personen mehr als im vergangenen November ,aber um 232 weniger
als im Dezember 1931 . Vonden Verstorbenen waren . 026männlichen und

1012 weiblichen Geschlechtes ; . 936gehörten der Wiener Bevölkerung an ,
während 102 ortsfremd waren .In der Wohnung starben 902 ,in Anstalten

. 136Fersonen .Als hauptsächliche Todesursachen sind in 397 Fällen
organische Herzkrankheiten ,in 332 Fällen Krebs ,in 168 Fällen Tuberku - ¬

lose der Atmungsorgane und in 118 Fallen Lungen -und Rippenfellentzündung

angegeben worden ;120 Anzeigen haben als Todesursachen Gehirnschlag,88
Anzeigen Arterienverkalkung ,61 Anzeigen Altersschwäche und All Anzeigen
epidemische Krankheiten bezeichnet .91 Verstorbene standen in einemAlter
bis zu fünf Jahren ,28 in einem Alter von fünf bis zehn Jahren ,17in
einem Alter von zehn bis fünfzehn Jahren ,20 in einem Alter von fünfzehn
bis zwanzig Jahren ,83 in einem Alter von zwanzig bis dreissig Jahren ,
1ho in einem Alter von dreissig bis vierzig Jahren ,195 in einem Alter

von vierzig bis fünfzig Jahren und 329 in einem Alter von fünfzig bis
sechzig Jahren ;. 135Verstorbene waren mehr als 60 Jahre alt .

Die Zahl der Selmstmorde in Wien betrug im vergangenen Dezem¬

ber 98 ;das sind um 6 weniger als im vergangenen November ,hingegen um
8 mehr als im Dezember 1931 .Im Berichtsmonate unternahmen 160Personen
einen Selbstmordversuch ,um 32 weniger als im vergangenen November ,
aber um . mehr als im Dezember 1931 .

Ueber die Säuglingssterblichkeit wird berichtet ,dass im ver - ¬

gangenen Dezember in Wien 67 Säuglinge starben ,um 12 mehr als imver - ¬
gangenen November ,hingegen um 13 weniger als im Dezember 1931 .Vonden
im Berichtsmonate verstorbenen Säuglingen waren 12 Knaben und 25 Mäd¬

chen ,Ul eheliche und 23 uneheliche Kinder ;37 Säuglinge starben im
ersten Lebensmonat ,30 im zweiten bis zwölften Lebensmonat .

Nach dem Bericht der Magistratsabteilung für Statistik sind
im vergangenen Dezember 10 . 738Personen nach Wien zugewandert und

. 225Personen von Wien abgewandert .Die Zunahme der Bevölkerung
durch Wanderung beträgt daher im Berichtsmonate . 513Personen .

An das Gesundheitsamt der Stadt Wien wurden imBerichtsmonate
525 Anzeigen über Scharlacherkrankungen ,667 Anzeigen über Diphtherie¬
erkrankungen und 391 Anzeigen über Schafblatternerkrankungen erstattet .

- . - — - ¬52
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Verpachtung der GemeindejagdHinternasswald .
Die Magistrats - Abteilung34 a ( Städtischer Wasserversorgungs - Be- ¬

trieb )verpachtet für die Zeit vom16 .Mai 1933 bis 31 .Dezember 1937die
Eigenjagd Hinternasswaldder GemeindeWien .Das Jagdgebiet liegt anden
Hängender Rax und der Schneealpe ; esist . 400Hektar gross und vender
Bahnstation Payerbach - Reichenau auf einer Bezirksstrasse leicht zu er¬

reichen .Dem Jagspächter stehen gute Jagdsteige und mehrere Jagdhütten zur
Verfügung .Der Wildstand umfasst 80 Stück Hochwild ( 15Hirsche ) ,120Stück

Gemswild( 35Böcke ) ,50Stück Rehwild( 14Böcke ) ,15Stück Auerwild( 3Hähne )
18 Stück Birkwild ( 3Hähne ) ,ferner Feld - undSchneehasen,Hasel - undSchnee¬
hühner ,Füchseund Marder .Der Abschusswird alle Jahrefestgestellt ; heuor
kommenfür den Abschuss 6 Hirsche,8 Rehböcko,24 Kahlwildstücke,2 Auerhähne ,
12 Gemsböcke ,Gemsgeisson ( gelte ) und2 Birkhähne in Betracht .Tie Jagdauf - ¬

sicht besorgen die Forstleute der Gemeinde Wien ;die Haltung eines eigenen

Jägers ist nicht notwendig .Auskünfte über diese Jagdverpachtung erteilt
die Rechtsabteilung des Betriebes „ Wasserversorgung " ,Grabnergasse 6,wo
auch die Bedingnisse erhältlich sind .Anbote sind bis längstens 31 . März

einzubringen .

Fremde besichtigen das WienerRathaus .
Vonden Fremden ,die Wienbesuchenund dessen Sehenswürdigkeitenbe- ¬

sichtigen ,wird meist das Wiener Rathaus ,das zu den bekanntesten undschön¬
sten Gebäuden Wiens zählt ,aufgesucht .Die Rathausverwaltung hat dafür vor¬

gesorgt ,dass die Gäste die Sitzungs - undFestsäle des Rathauses in Führun¬

gen unentgeltlich besichtigen können .Nach dem vorliegenden Bericht haben
im Jänner insgesamt 307 Besucher die Sitzungs - undFestsäle des Rathauses

besichtigt ;darunter waren18 Einzelbesucher und 12 Reisegruppenmitzu¬
sammen289 Personen .Die Besucher stammtenaus den österreichischen Bundes - ¬
ländern ,aus Deutschland ,Ungarn ,Italien undaus der südafrikanischenUnion.

Mütterschule der Stadt Wien .
Am Donnerstag ,den 2 .März ,beginnt ein neuer Säuglingskurs mit an¬

schliessendem Praktikumin einemSäuglingsheim .Der Kurs dauert sechsWo- ¬
chenundwirdjedenDienstagundDonnerstagvon15Uhr30bis 17Uhr30
an der Koch - undHaushaltungsschule der Stadt Wien ,Brückengasse 3 ,abgehal¬
ten ,Anmeldungenin der Schulkanzlei ,Fernsprecher B25- - 19.

— —

Bezirksvertretung Neubau .
Die Bezirksvertretung Neubau tritt am Mittwoch,den 22 .Februar ,um

18 Uhr zu einer Plenarsitzung zusammen.
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596KonfessionsänderungenimDezember1932.
Nach einem Bericht der Magistrats - Abteilung für Statistik wurden im

vergangenen Dezember an den Wiener Magistrat 596 Anzeigen über Konfessions - ¬

änderungenerstattet ;das sind um20 Anzeigenwenigerals imvergangenen
Novemberund um 23 Anzeigen weniger als im Dezember 1931 .ImBerichtsmonate
zeigten 371Personenihren Austritt aus der römisch - katholischenKirche ,
85 ihren Austritt aus der mosaischen Religionsgemeinschaft an ; 401Personen
erklärten,konfessionslos bleiben zuwollen .

- . - . - ¬
KeineSammlungenfür die WienerBerufsfeuerwehr .

In den letzten Wochenentfalten Viener freiwillige Feuerwehren ,die
meist gar nicht mehrLöschdienstleisten,eine rege Sammeltätigkeit .Diese
wird von Personenausgeübt ,die in der Uniformder BerufsfeuerwehrvenHaus
zu HausgehenundEintrittskarten für FaschingsveranstaltungenzumKauf
anbietenoderumSpendenersuchen .DieDirekticnder WienerBerufsfeuerwehr
machtauf diesenMissbrauchaufmerksamundteilt mit ,dass sieselbstver -¬
ständlich keine Sammlungendurchführt ;Pegsonen ,die sich als SammlerfürirgendeineVeranstaltungderBerufsfeuerwehrausgeben,sinddaheralsSchwind-¬
ler der Polizei zuübergeben .

KeineneueMarkthalleinFavoriten .
DemMagistrat ist kürzlich ein AnsuchenumUmwandlungeiner grossen

stillgelegten Metallgiesserei in der Quellenstrasse in Favoriten ineine
Markthalleüberreicht worden .Gegendieses Prejekt habenalle kaufmänni¬
schen Körperschaften Stellung genommen .Heute ,Samstag,sprach nun eine Ab¬
ordnung von Favoritner Geschäftsleuten unter Führung des Handelskammer¬

ratesFriedmannbeimamtsführendenStadtratHenayver ;dieAbordnung
verwiesaufdieschwierigeLagederKaufmannschaftdesBezirkesunder¬
suchteumAblehnungdesAnsuchens ,dasensteineschwereSchädigungaller
FaveritnerGeschäftsleuteeintretenmüsste .AmtsführenderStadtratHonay
erwiderte ,eine Baubewilligungfür diesesProjektwerdenicht erteilt wer-¬
den ,weilMarkthallenundoffeneMärktenuraufGrundvonMarktrechten
betrieben werdenkönnen .Ein solches Marktrecht besitze jedoch nur dieGe- ¬
meinde;anprivateUnternehmerkönnees nichtverliehenwerden.DieAbordnung
dankte für diese Mitteilung und ersuchte mit Berufung auf die geringen
Umsätzeder bestehendenGeschäfteauch umVerhinderungder Errichtungvon
Verkaufshallen,Kioskenunddergleichen,dabeidersostarkgesunkenen
KaufkraftderBevölkerungein Bedarffür neueGeschäftenichtgegebensei .
AmtsführenderStadtratHonayerklärte,erkennedie NetdesGewerbestandes
undwerdenachMöglichkeitdemvorgebrachtenWunscheentsprechen.
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AuflegungderBürgerliste .
Die Bürgerliste liegt gegenwärtig bis einschlieslich : 28 .Februar

an Werktagen von 15 Uhr bis 19 Uhr und an Sonntagen von 9 Uhr bis 12Uhr
bei den Bezirkspolizeikemmissariaten und bei den magistratischen Bezirks - ¬
ämtern zur allgemeinen Kinsicht auf .Während der Auflegungsfrist können
in den Auflegungsstellen Erinnerungen wegen Nichtaufnahme vonWahlberech¬
tigten oder Aufnahme von Nichtwahlberechtigten eingebmcht werden .Eine
Verpfliehtung zum Anschlusse der für die Begründung der Erinnerungen er - ¬

forderlichen Dekumente besteht nicht ,jedoch ist es im Interesse einer
rascheren Erledigung gelegen ,die Dokumente anzuschliessen oder wenig¬

stens in den Auflegungsstellen vorzuweisen .
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DieExplosionskatastropheinNeunkirchen.
Bericht der Direktion der Wiener städtischen GaswerkeimGemeinderatsaus - ¬

schuss für die städtischen Unternehmungen .

Der Direktor der Wienerstädtischen Gaswerke ,IngenieurMenzel,er-¬
stattete heute dem Gemeinderatsausschuss für die städtischen Unternehmungen
über die Explosionskatastrophe in Neunkirchen einen Bericht ,in dem er aus - ¬

führte :
Die folgenschwere Gasbehälterexplosion in Neunkirchen ereignete sich

nicht in dem dortigen Gaswerk ,sondern in einem Eisenhüttenwerk ,demeine
Kokerei und eine Benzolfabrik angegliedert sind .Die Direktion der Wiener
städtischen Gaswerke war selbstverständlich sofort nach Bekanntwerden der
Katastrophe bemüht,so bald wie möglich Kenntnis von der Ursache dieses Er - ¬

eignisses zuerhalten .
Nachden von sachkundigerSeite eingeholten Mitteilungentraten

während der fast zweijährigen Benützung des Gasbehälters keine Betriebs - ¬

störungen auf .Der Behälter war auch am Tage der Explosion in Betrieb ;zur
Zeit der Explosion waren in dem 120 . 000Kubikmeter fassenden Gasbehälter

15 . 000Kubikmeter Gasgestapelt ,
An den Vortagen wurde an der Gaszuleitung und Gasableitung des Be - .

hälters und an einer Gasumgangsleitung ,die an dem Behälter vorbeiführte,ge¬
arbeitet .Ferner waren am Tage des Unglücks in dem Schacht der von demBe - ¬

hälter das GaswegführendenRohrleitungArbeitenim Gange .VondiesemSchacht
ging die Umgangsleitung zum Gaseingangsrohr ;diese Umgangsleitung warge¬
sperrt und sollte gasleer sein .Während der Arbeiten in diesem Schacht er¬
folgte um 18 Uhr eine Explosion ,die eine Zertrümmerung der Leitungsteile

im Schacht und dadurch eine gewaltige Gasausströmung zur Felge hatte .Die
entstandene Flammensäule brannte längs des Behältermantels fast bis zur
Höhe des Behälterdaches .Einige Minuten nach dieser Explosien im Schacht er¬

felgte eine zweite Explosion ,die zur Zertrümmerungdes Behältersführte .
Die Arbeiten an den Gasleitungen im Schacht wurden ohneBeaufsich¬

tigung durch einen Ingenieur oder einen Werkmeister ausgeführt .DieEinver - ¬
nahme des einzig überlebenden Arbeiters ,der an diesen Arbeiten beteiligt

war,brachtezwarnochkeine volle Klarhait über alle Vergänge ,dochist mit
Sicherheit anzunehmen ,dass in der Umgangsleitung ,aus der die Arbeitereinen
Blindflansch zu entfernen hatten ,nicht Luft,sondern ein explosives Gasluft - ¬

gemisch war .Da auch die Möglichkeit zugegeben wurde ,dass sich dieArbeiter
bei ihrer Arbeit im Schacht einer Lötlampa bedienten ,dürfte durch diese
das Gasluftgemischin der Umgangsleitungzur Zündunggebracht wordensein ,
wodurch auch die anschliessende gasführende Leitung von 500 Millimeter Iurch¬
messer zertrümmert wurde .Das aus der Gaszuleitung zum Behälter nunmehraus - ¬

strömende Gas wurde durch die Explosion gezündet und so entstand eine mäch¬
tige Flammensäule längs des Behältermantels .Durch diese Flamme ist offenbar

eine sehr starke Erhitzung der Mantelblecheeingetreten ;die Dichtungzwischen
Behälterscheibe und Mantel wurde unwirksam,so dass nunmehr Gas auch in den
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über der Scheibe gelegenen Luftraum austreten konnte .Es entstand auchüber
der Behälterscheibe ein explosives Gasluftgemisch ,das durch die hochragen¬
de Flammezur Entzündung gebracht wurde und zur Explosion desBehälters
führte .Daraus ergibt sich ,dass nicht der Gasbehälter die unmittelbare Ur¬
sache der Katastrophe war,sondern ein Zündschlag,der in der nächsten Nähe
des Gasbehälters durch eine unsachgemässe Arbeitsausführung entstanden war .

Ueber die Vorkehrungen,um ein ähnliches Vorkommnis in Wien zuver - ¬
hüten,erklärte Direktor Menzel ,dass Gasbehälter und Gasleitungen völlig
ungefährlich sind und jede Explosionsgefahr ausschliessen,solange nicht der
Eintritt atmosphärischer Luft in diese Anlagen und explosive Gasluftgemen - ¬
ge ermöglicht werden . Werdenderartige Anlagen aus irgendwelchen Gründen
ausser Betrieb genommen,so geschieht dies bei den Wiener Gaswerkenunter
allerstrengster Bedachtnahme darauf ,dass die Bildung eines explosiven Gas - ¬
luftgemisches ausgeschlossen bleibt .Es wird daher vor allem vorgesorgt ,
dass die in solchen Anlagen nach deren Ausserbetriebnahme nochvorhandenen
Gasmengen restlos entfernt werden und ein Nachströmen von Gas durch geei - ¬
gnete Vorkehrungen unter allen Umständen verhindert wird .Selbstverständlich
werdenselche Arbeiten ausnahmslosunter der Aufsicht undinAnwesenheit
eines sachlundigen Beamten durchgeführt .Dass die Direktion der Wiener

städtischen Gaswerke das Neunkirchner Ereignis zum Anlass nahm,allen in
Betracht kommenden technischen Beamten und Arbeitern erneuert und nach - ¬
drücklichst die strengste Beobachtung aller bei der Durchführung solcher
Arbeiten unerlässlichen Sicherheitsmassnahmen in Erinnerung zu bringen ,ist

selbstverständlich .
In Europa und in den Ueberseeländern bestehen mehr als 300Gasbe - ¬

hälter von der Bauart des Neunkirchner Behälters ,die einen Gesamtinhalt
ven mehr als 25 Millionen Kubikmetern haben .Mit Ausnahme des Neunkirchner

Behälters ist kein solcher Behälter durch eine Explosion zerstört worden .
Ganz abgesehen davon ,dass die örtlichen und sonstigen Verhältnisse imNeun¬
kirchner Eisenwerk als besonders ungünstig zu bezeichnen sind,kann festge - ¬
stellt werden ,dass für Wien kein Anlass zu einer Beunruhigung gegeben ist .

. . . . - . - . - - .
Sitzung der Pezirksvertretung Leopoldstadt .

Die Bezirksvertretung Leopoldstadt tritt am kommenden Donnerstag
um 18 Uhr zu einer Plenarsitzung zusammen .
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Arbeitsbeschaffungdurchdie JemeindeWien.
Grosse Aufträge an die Steinindustrie .

Der Gemeinderatsausschuss für Ernährungs - undWirtschaftsan¬
gelegenheiten hat gestern den Abschluss von Verträgen zur Sicherstellung
der Lieferung von Baumaterialien im Gesamtausmass von rund ' 8Millionen
Schilling beschlossen .Unter den Bestellungen sind Aufträge im Ausmassvon

' 1Millionen Schilling an die Mathausner und Schremser Steinindustrie ;
diese Bestellungen stellen den Restbedarf für das im Rahmen der produkti - ¬
ven Arbeitslosenfürsorge im Herbst 1932 durch die Gemeinde Wien in Angriff
genommene und bis 31 .Juli dieses Jahres durchzuführende ausserordentliche
Strassenbauprogramm dar .Ausserdem sind an die Zement - ,Gips - undKunststein - ¬
industrie,an eine Reihe von Tischlerfirmen und an Erzeuger vonGips - und
Zementschlackenplatten grössere Lieferungen übertragen worden .Heuerhat
die Verwaltungsgruppe für Ernährungs - undWirtschaftsangelegenheiten bereits
Aufträgeauf LieferungenvonBaumaterialienim Gesamtbetragevon ' 8Mil- ¬
lionen Schilling vergeben .

. - . - . - . - .
Zusammenlegungder magistratischen Bezirksämter für den

14 . und15 .Bezirk .

Im Zuge der von der Gemeindeverwaltung seit Jahren betriebe - ¬
nen Verwaltungsreform soll demnächst ein bedeutender Schritt durch die Zu - ¬

sammenlegung der magistratischen Bezirksämter für den 14 . und15 .Bezirk ge¬
macht werden .Die Möglichkeit der Aufstellung eines magistratischen Bezirks - ¬

amtes für zwei benachbarte Bezirke ist schon in der Verfassung derBundes- ¬
hauptstadt Wien vorgesehen .Die erwähnte Zusammenlegung ist von langer Hand
vorbereitet .Eine Anzahl von Fachabteilungen der beiden Bezirke,wie die Bau- ¬
amtsabteilungen ,die Veterinäramtsabteilungen ,die Marktamtsabteilungenund
die Abteilungen für den Einhebungsdienst sind schon zusammengelegt .Die nun¬

mehrigeZysammenlegungder Bezirksämterselbst wird weitere Ersparungenan
Personal - undSachaufwandergeben,währendNachteilefür die Parteiennicht
zu besorgen sind ,da die beiden Bezirksämter ja schon heute im gleichen Ge - ¬

bäude untergebracht sind .Auf Antrag des amtsführenden Stadtrates Speiser
hat heute die WienerLandesregierungdie Verordnungbeschlossen ,diegemäss
der Gemeindeverfassung für die Zusammenlegungder beiden Aemternotwendig

ist .

WiederSchneeinWien.
Der neuerliche Schneefall machtnatürlich wieder umfassende

Schneesäuberungsarbeiten notwendig .Zur Durchführung dieser Arbeiten hat der
städtische Strassenpflegebetrieb heute 947 städtische Strassenarbeiter und

. 185Arbeitslose herangezogen .Für die maschinelle Schneesäuberungund
Schneeabfuhrwurdenheute 259Pferdeschneepflüge,37Pferdefuhrwerkeund10
Lastkraftwagen verwendet .Die städtischen Strassenbahnen stellten zurFrei¬
machung der Gleise 36 Motorschneepflüge in denDienst .
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Die Verhandlungen mit dem Personal der Strassenbahnen abgeschlossen .

Am 20 .Jänner hat die Gemeinde die Oeffentlichkeit davon in Kennt - ¬
nis gesatzt ,dass bei der Strassenbahn für das Jahr 1933 ein so gros - ¬
ser Gebarungsabgang zu erwarten ist ,dass er die regelmässige Auszah¬
lung der Gehalte und Löhne gefährdet .Die Gemeinde hat mitgeteilt ,dass

sie sich leidr gezwungensehen wird ,eine Tariferhöhungvorzunehmen ,
dass sie aber auch an das Personal herantreten müsse ,um eine Senkung

der Gehalte und Löhne herbeizuführen ,und dass die Strassenbahn nicht
mehr in der Lage sein werde,den städtischen Angestellten die bisheri¬
gen Fahrbegünstigungen zu belassen .

Die Verhandlungen ,die seit dieser Veröffentlichung ,also
einen Monat lang ,geführt wurden ,sind nunmehr zum Abschluss gelangt .
Das Personal hat weitgehendes Entgegenkommen bewiesen .DieBedienste - ¬
ten der Strassenbahn haben sich entschlossen ,eine sechsprozentige
Kürzung ihrer Bezüge und eines Teiles der Zulagen als Krisenopfer zu¬

zugestehen .Bisher hat das Unternehmen für sie auch die Einkommensteuer
getragen .Sie haben nunmehr zugestimmt ,künftig 2/3 der Einkommensteuer
selbst zu bezahlen .Die gesamte Personallast für die Bediensteten der
Strassenbahn wird dadurch um ' 9Prozent gesenkt .

Die Beamten der Strassenbahn haben sich einverstanden er¬

klärt ,dass der Bezug der Verwendungszulagen ,die an achtzig Prozent
aller Beamten zur Auszahlung gelangten ,eingestellt werde und dass von
allen Gebührenpauschalien ,die infolge der langen Betriebszeit bei der
Strassenbahn notwendig sind ,gegenüber dem Vorjahr insgesamt 20Prozent
gestrichen werden .Ferner worden die Gehalte der Beamten um drei einhalb
Prozent gekürzt .Die Kürzung wird zur Gänzo bei den Sonderzahlungen
hereingebracht .Auch die Bezüge der pensionierten Beamten worden umsechs
Prozont vermindert .Sowchl bei den Bediensteten als bei den Beamtenwird ,
da in beiden Gruppen infolge der Verkehrsverminderung Personalüber¬

stände bestehen ,ein Teil der Gehaltssenkung durch Gewährung vonfreien
Tagen vergütet ,sodass also die Massnahmenzugleich aksKurzarbeit
wirken ,durch die ein Abbau der Personalüberstände vermieden werden soll .

Gleichzeitig soll die Reform der Pensienskassa der städti¬
schen Kollektivverträgler ,in der die Strassenbahnbediensteten den gröss - ¬

ton Teil der Mitgliedschaft ausmachen ,durchgeführt werden .Das ist not¬

wendig ,weil die Strassenbahn nicht mehr in der Lage ist ,wiebisher
dieser Kasse grosse Zuschüsse zu leisten .Die Ordnung der finanziellen
Verhältnisse der Pensionskasse erfordert Beihilfe sowohl deraktiven
Mitglieder wie der Pensionisten und der Unternehmungen selbst .DieUn¬
ternehmungen werden zur Referm der Pensionskasse dadurch beitragen ,dass
die drei grossen Unternehmungen der Stadt ,Strassenbahn ,Gaswerk und
Eloktrizitätswerk ,jährlich je 700 . 000Schilling zumPensionsaufwand

rbeitragen ,und zwar solange ,bis die Hälfte des Aufwandes für die Alt - ¬

pansionisten damit gedeckt ist .Sodann übernehmen die Unternehmungen
fortlaufend die Zahlung des halben Aufwandes für die Altpensionisten .

Die aktiven Mitglieder sollen zur Konsolidierung der Kasse die Gehalts - ¬
erhöhung bei jeder Zeitvorrückung abzüglich der Rensionsbeiträge ein

Jahr hindurch an die Kasse einzahlen .Die Unternehmungen habendie
gleiche Verpflichtung für jede Gruppenüberreihung übernommen .DiePen¬
sicnisten der Kasse haben bisher schon von ihren Bezügen einenAbstrich
von drei Prozent erfahren .Sie sollen nun ,um die Kasse und damit ihre
Pensjonen :für die Zukunft sicherzustellen ,einen Beitrag vonweiter -
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ren fünf Prozent übernehmen ,sodass sich in Hinkunfteineachtprozentige
Kürzung der Pensiongn ergübt .Dieser neue Beitrag soll jedoch bei allen
Pensionenunter 170Schilling monatlichnicht wirksamwerden ,wenndie
Pensionspartei Familienerbalter ist .Ferner soll auch bei alleinstehen¬

den Pensionsparteien keine weitere Kürzungerfolgen ,wennderBezug
100 Schilling im Monat nicht übersteigt .Bei künftigen Bensionierungen kann
die achtprozentigeKürzungvermindertwwerden ,wennderpensionsberechtig-¬
te Angestellte über seine jetzige Dienstzeit hinaus dient ,und zwarfür
jedes Jahr um ' 6Prozent .Dadurch soll vermieden werden ,dass die Zahl

der Pensionsparteien so wächst ,dass die Kasse neuerlich gefährdetwird .
AlleKürzungenmitAusnahmeder Pensionskürzungender Bedienstetengelten
als Krisenmassnahmen nur bis Ende 1933 .Die Gemeinde nimmt ferner in Aus¬

sicht ,die Zahlung für die Arbeitslosenfahrscheine ,für die bisher 50 . 000
Schilling .imBudgeteingestelltsind ,in bedeutendemAusmassezuerhö¬
hen .EineVorlagebezüglichder Kürzungder Fahrbegünstigungderstädti¬
schen Angestellten und der Angehörigen der Strassenbahnangestellten wird
den Gemeinderatskörperschaften ebenfalls vorliegen .Für die städtischen
Funktionäre( Gemeinderäte,Bezirksvorsteher ,Bezirksvorsteher-Stellver¬
treter ,FürsorgeinstitutsvorsteherundderenStellvertreter )wirddiebis-¬
herige Freifahrt eingeseellt .

Es ist anzuerkennen ,dass es gelungan ist ,die für die
Entlastungder Strassenbahnundder FensionskassenotwendigenMassnahmen
im vollen Einvernehmenmit den GewerkschaftenundPersonalvertretungen
abzuschliessenunddurchzuführen.DieZuführungvonneuenMittelnfürdie
Strassenbahn,dieebensonotwendigsind ,erfolgtdurcheineRegulierung
der begünstigten Tarife der städtischen Strassenbahnen .Nachdemneuen
Tarifbleibt derTagesfahrscheinvon32Groschenunverändert ,derPreis
des imVorverkauferhältlichenTagesfahrscheineswirdvon30auf 31Groschen
erhöht ,die anderen Einzelfahrscheine um 2 Groschen je Fahrt verteuert .Der

PreisderWochenkartewirdvon1Schilling90Groschenauf2Schilling
1oGroschen ,der Streckenkartenvonderzeit 13 ,16und19Schillingauf
15,18und21Schilling ,derMonatsnetzkartevon32auf35Schillingundder
½TageWienKarte "von 5 auf 6 Schilling erhöht .ImAutobusbetriebwird
der Fahrpreis für jede Kartengattungum5 Groschen ;erhiht ;beimNacht-¬
tarif soll jede Teilstrecke künftig 25 Groschenkosten .

DieseMassnahmenwerdenin denGemeinderatskörperschaftenam
Mittwoch ,Donnerstag und im Gemeinderat selbst am Freitag zurBeschluss - ¬
fassunggelangen .

Die Grippe in Wien .
SeitdemletztenBerichtüberdieZahlderGrippekrankenin

denWieneröffentlichenKrankenanstaltenist die ZahlderErkrankungenanG
Grippegesunken .Heutebefindensich in allen WieneröffentlichenKranken¬
anstalten insgesamt 273 Grippekranke ,während am 13 .Februar in denWiener
öffentlichen Krankenanstalten 314 Grippekranke waren .

—. . . . —. - . - . -
Sitzungdes WienerGemeinderates .

DerGomeinderatderStadtWientritt amkommendenFreitag
m17 Uhrzu einer Sätzungzusammen .
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Neuerlicher Schneefall inWien .
UmfassendeSchneesäuberungsarbeiten .- Fast . 000Arbeitslose bei derSchnee- ¬

abräumung beschäftigt .- Dergesamte maschinelle Wagenpark in Verwendung .
Heute setzte in den ersten Morgenstunden wieder ein heftiger

Schneefall ein .Der städtische Strassenpflegebetrieb und die städtischen
Strassenbahnen ergriffen daraufhin sofort alle zur Sicherung desFuhrwerks - ¬
und Strassenbahnverkehres notwendigen Massnahmen .Der städtische Strassen¬
pflegebetrieb stellte bereits in den Morgenstunden 3,610 Arbeitslose ein ,
die mit 939 städtischen Strassenarbeitern die Schneesäuberungsarbeiten
aufnahmen .Ausserdem wurden für die maschinelle Schneesäuberung und Schnee¬
abfuhr 231 Pferdeschneepflüge,12 Autoschneepflüge,99 Pferdefuhrwerke und
— 727 Lastkraftwagen verwendet .Die städtischen Strassenbahnen nahmenzurFrei - ¬

machung des Gleisnetzes . 000Arbeitslose auf und stellten 296 Mctor - und
10 Autoschneepflüge,also den gesamten maschinellen Wagenpark ,in denDienst .

Grosse Bestellungen für die WienerFeuerwehr .
Bedeutende Arbeitsaufträge für die heimische Industrie .

Ler Bedarf an Schläuchen für die Wiener städtische Feuerwehr
musste in früheren Jahren im Ausland gedeckt werden,weil die inländischen
Unternehmungen den geforderten Qualitätsschlauch nicht erzeugten .AufAn¬
regung der Branddirektion wurden vor einigen Jahren heimische Betriebe ein¬
geladen ,die Erzeugung von Rohhanfschläuchen aufzunehmen .Eine Reihe vomUn¬

ternehmungen hat sich nun auf die Erzeugung dieser Schläuche eingestellt ;
diese von den inländischen Firmen erzeugten Schläuche sind heute bereits
in Güte und Druckfestigkeit den ausländischen Fabrikaten ebenbürtig .Auf
Antrag des Gemeinderates Stubianek hat nun am letzten Montag der Gemeinde¬
ratsausschuss für allgemeine Verwaltungsangelegenheiten beschlossen,16 . 000
Meter Druckschläuche bei inländischen Unternehmungen zu bestellen .Durch

diese Bestellung ist die Weiterführung der heimischen einschlägigen Betrie - ¬
be für das heurige Jahr gesichertaIn der gleichen Sitzung wurdenausserdem
grössere Aufträge an Wiener Automobilfabriken vergeben .Es handelt sich um
Bestellungen verschiedener Löschgeräte,Zillenwagen und Um - undAufbauten

an Kraftwagen für die Wiener Berufsfeuerwehr .Der Gesamtaufwandbeträgt
113 . 250Schilling .

Sitzung der Bezirksvertretung Favoriten .
Die Bezirksvertretung Favoriten tritt übermorgen ,Freitag,um

16Uhrzu einer Plenarsitzungzusammen,
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DieSchneesäuberungsarbeiten .
In Fertsetzung der Sthneesäuberungsærbeiten beschäftigte heute

der städtische Strassenpflegebetrieb . 510Arbeitslose und 931städtische
Strassenarbeiter .Ausserdem standen bei der maschinellen Schneesäuberung und
Schneeabfuhr 87 Pferdeschneespflüge,282 Pferdefuhrwerke und 58 Lastkraft - ¬

wagen in Verwendung .

. 026Trauungen im Dezember 1932 in Wien .
Nach einem Bericht der Magistrats - Abteilung für Statistik

wurden im vergangenen Dezember in Wien . 026Trauungen vollzogen ;das sind
um 175 weniger als im vergangenen November und um 220 weniger als im Dezem - ¬

ber 1931 .Vorrömisch- katholischenSeelsorgernwurden578,vorderpolitischen
Behörde 252 Ehengeschlossen .

Verpachtung der Gemeindejagd Brunngraben .
Die Magistrats - Abteilung 34 a ( Städtischen Wasserversorgungs -

Betrieb )verpachtet für die Zeit vom 16 .Mai 1933 bis 31 . Dezember 1937 die

Eigenjagd Brunngraben der GemeindeWien .Das Jagdgebiet ist zweiKilometer
von Gusswerk bei Mariazell entfernt ; eshat ein Ausmass von rund 600Hektar
und liegt in Höhen von rund 600 bis . 100Metern .Das Jagdgebiet ist leicht

zugänglich und hat an Wildstand 15 Stück Hochwald,30 Stück Rehwild,40 Stück
Gemswild ,Sbis 10 Stück Auerwild ,Feldhasen ,Alpenhasen und Haselhühner .Der
Abschuss wird alle Jahre festgestellt ;heuer kommen für den Abschuss
2 Hirsche,1 bis 2 Stück Kahlwild,h bis 5 Rehböcke,3 Gamsbäcke und 1 bis 2

Auerhähnein Betracht .Die Jagsaufsicht besorgendie Forstleute derGemeinde
Wien ;die Haltung eines eigenen Jägers ist nicht notwendig .Die mit der Jage
verbundenen Nebenspesen sind gering .Auskünfte über diese Jagsverpachtung
erteilt die Rechtsabteilung des Betriebes „ Wasserversorgung " ,Grabnergasse
6,wo auch die Bedingnisse für diese Jagd erhältlich sind .Anbote sind bis
längstens 15 . Aprileinzubringen .

Koch - undHaushaltungsschule der Stadt Wien .
Am 3 .März beginnt an der städtischen Koch - undHaushaltungs¬

schule ,Brückengasse3,ein Diätkochkurs ,der sechsAbendeumfasst .Auskünftein
der Schulkanzlei ;FernsprecherB25- - 19.
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WIENER GEMEINDERAT .
Sitzung vom 24 . Februar1933 .

Bgm .Seitz eröffnet die Sitzung um 5 Uhrnachmittags .
OhneDebatte werden erledigt Anträge betreffend BewilligungeinesEhrenpreisesfür den Albert - Dürerbundim Betrag von S 500betreffendden

BauvonHauptunratskanälenimXBezirk ,ferner Flächenwidmungs-undBe¬
bauungspläne für sen XXI .ündXI. Bemirk .

Vizebgm .Emmerlingreferiert über die AbänderungderTarifbe¬
stimmungenfür die Strassenbahn ,Spadtbahn und den Autobus sowie dieein¬
schlägigen Anträge,über den Antrag betreffend die Einstellung der Fahr - ¬
begünstigungen für Gemeindefunktionäre und über einen heute als Nachtrag
vorliegenden Antrag ,die den Angehörngen der Angestellten und Bedienste - ¬
ten der städtischen Strassenbahnen und den Pensionisten derstädtischen
StrassenbahnenzuerkannteFahrpreisermässigungdahin abhnändern ,dassdie
Fahrpreisermässigung für Frühfahrscheine und für Zeitkarten mit 331/3
Prozent ,für Fahrscheine im Tarifgebiet II mit 33 1/3 Prozent von denPrei¬
sen der Schaffnerfahrscheine und der Tagesfahrpreis im Tarifgebiet I
mit 20 Groschen festgesetzt wird und dass diese Bestimmungen für die Ange¬
hörigen am . Marz ,für die Pensionisten am 1 .April 1933 in Kraft treten .
Vizebgm .Emmerling erinnert daran ,dass er sowohl anlässlich der Beratun¬

gen des Rechnungsabschlusses für 1931 Afie des Voranschlages für 1933kein
Hehl daraus gemacht habe ,dass es im Jahr 1933 unbedingt notwendigsein
wird ,durch tarifarische und sonstige Massnahmenden Haushalt derStras¬
senbahn in Ordnung zu bringen . Wirhaben im Jahr 1929 die letzte Tarifer¬
höhung von 28 auf 32 Groschen füreden Tagesfahrschein vorgenommenundha¬
ben damals angenommen ,dass sich wesentliche Aenderungenin derFrequenz
nicht mehr ergeben werden .Die katastrophale Verschlechterung der Wirt¬

schaftslage hat alle unsere Berechnungen über den Haufen geworfen .ImJahre
1929 gab es 82 . 000Arbeitslose in Wien ,im Jahre 1933 gibt es 160 . 000 .
Das bedeutet Millionenverluste für die Strassenbahnen .Wenn wir für das

Jahr 1933einen durchschnittlichen weiteren Frequanzrückgangvon9Prozent
annehmen ,so ergibt sich gegenüber dem Jahr 1929 ein Frequenzrückgang von
nicht weniger als 30 Prozent .Dass sich der Fpequenzrückgang bei uns nicht
so stesweise wie z ,B .in Deutschland vollzog und dass er einigermassen
aufgehalten wurde ,ist dem Umstand zu verdenken ,dass unser Tarif ein
sozialer Tarif ist ( Lachenund Widerspruch bei den Chr . soz .undNat . soz . )
Unser Tarif ist der sozialste ,den irgendeine Grosstadt Hat .Man sagt uns

immer ,wir sollen einen Kurztarif einführen ,Da mussfestgestellt werden ,
dass nicht wir ,sondern schon die frühere Verwaltung den Kurzstreckenta¬

rif aufgehoben hat ,dass wir also das Tarifsystem übernommen und es nur

ausgebaut haben .NachAnsicht erfahrener Tarifeure wäre in der Zeitsin¬
kender Frequenzder UebergangzumKurzstreckentarif ein SprunginsDunkle¬
und das finanzielle Effekt wäre gleich Null .Eg wäre auch unsnatürlich
angenehmer und es wäre auch einfacher gewesen ,es bei den bestehenden
Begünstigingen zu belassen und nur die Tagesfahrkarten zu erhögen .Darin
liegé aber eine grosse Gefahr ,da wir .aus unseren Erfahrungen fomJahre
1929 wissen ,dass sich die Apwanderung zu den begünstigten Tarifen vor alle
vom Tagesfahrschein vollzieht .Wir haben uns daher entschlossen ,die begünst
ten Fahrkarten zu erhöhln und zwar ungefähr um 2 Groschen pro Fahrt .
Der Durchschnittsfahrpreis der jetzt 22 ' 08Groschen beträgt ,wird
durch die Erhöhung auf 22 ' 96Groschen steigen ,das ist eine mässige Er¬
höhung .Wir erwarten uns von den tarifarischen Massnahmen ein Mehrerträg¬
nis von 3 1/2 Millionen .Vizebgm .Emmerling erörtert sodann die beantragten
tarifarischen Aenderungen für den Autobus und ersucht die beantragten
Aenderungen anzunehmen( Lebh .Beifall . . Mehrheit ) .

St . . Kunschak( chr . soz . )verweist darauf ,dass seit Jahrendie
Bilanz der Strassenbahnen sehr bedeutende Abgängeaufweist .Uchhabe /schon
anlässlich der Budgetdebatte darauf aufmerksam gemacht ,dass dieser Zustand
ganz unhaltbar ist ,und habe auch darauf hingewiesen ,dass die uns vorgeleg
Bilanz und Bedeckung eine Unwahrheit darstellt ,weil auf das Defizit
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der Strassenbahn ,für das die Gemeindehaft bar ist ,darin keineRücksicht
genommen wird .Der Finanzreferent hat damals kein Wort der Aufklärung hin¬
sichtlich der Bilanz der Strassenbahn gesagt .Man durfte daraus den Schluss
ziehen ,dass .manden finanziellen Sgandal bei der Strassenbahn auchim
Jahr 1933 fortzusetzen gedenkt „ ündwurde in dieser Annahmedadurch Gestärkt ,
dass der Antrag gestellt wurde ,das voraussichtliche Defizit wieder auf
neue Redhnung zu übertragen .Unterdessen scheinen den Herren der Mehrheits¬
oartei aber doch die Grausbirnen aufgestiegen zu sein und sie haben sich
entschlossen ,an eine Sanierung der Strassenbahnen heranzutreten .Nach den

und vorliggenden Ergebnissen muss man allerdings feststellen ,dass sie

sich dabei nicht besonders abgestrengt haben .Sie haben den denkbar einfachs
ten Weg gewählt ,der aber durchaus nicht der vernünftigste ist ,einfach
die Tarife zu erhöhen und die Erhöhung solange fortzusetzen ,bis . :das

gewünschte Ergebnis herauskommt .Wann man berücksichtigt ,wie grosspre¬
cherisch sie da waren ,so ist das Ergebnis doch ein wenig blamabel für sie .
Die Erhöhung ist eine sehr gründliche .Bon einem sozialen Einschäag in
den Tarif ist im Gegensatz zur Behauptung des Referenten sehr wenig zu spü¬

ren und soweit solche Merkmale vorhanden sind ,wurden sie von der früheren
Verwaltung über nommen .Den ermässigten Frühfahrschein hat es auch früher
gegeben und Sie haben sich keire Mühe gegeben ,den Tarif mit sozialem
Geist weiter zu erfüllen ,wozu Mie eigentlich verpflichtet wären ,dasie
an den Tarifen der früheren Verwaltung kein gutes Haar gelassen haben .
Wie gründlich die Tarife der Strassenbahnen innerhalb der letzten Jakre
erhöht worden sind ,ergibt sich daraus ,dass sich innerhalb 8 Jahren er - ¬

höht haben die Kinderfahrscheine beim Schaffner um 300 Prozent ,die Kinder¬
fahrscheine im Vorverkauf um 600 Prozent ,die Schülerf ahrscheine um200 ,
die Frühfahrscheine um 91 ,die Tagesfahrscheine um 93 3/1 ,die Hin -und Rück
fahrscheine um 79 ' 59 ,die Wochenkarten um 82 ' 6 ,die Zeitkarten um 91 ' 9 ,die
Monatskarten und Netzkarten um den gleichen Prozentsatz ,die Streckenkarten
für zwei Teilstrecken um 108 L/3 ,für 3 bis 5 Teilstrecken um 96 und darübe
hinaus um 91 Prozent . DieseErhöhungen können sich schon sehen lassen und
sie gewinnen noch dadurch an niederdrükkender Wucht ,dass die Verhältnisse .
von heute sich gegenüber jenen vom Jahre 1921 katastrophal verschlechtert
haben .Solche Tatsachen nimmt man einfach zur Kenntnis .Wir sind aber nicht
in der Lage den Antäägen unsere Zustimmung zu erteilen ,sondern müssen
gegen die beabsichtigten Massnahmen den allerschärfsten Einspruch erheben .

Wie ist es nun zu dem ungeheuren Eefizit der Strassenbahn ge¬

kommen .Da gibt die Strassenbahn an Arbeitslose im Jahr rund 50,000 . 000

Freifahrscheine aus und bekommtdafür von der Gemeindejährlich 50 . 000S .
Gegen diese Begünstigung wird niemand eine Einwendung erheben .Aberdie
Kosten hiefür wären von der Gemeindezu bazahlen . Denn die Strassenbahn ist

kein Wohlf ahrtsunternehmen ,sie hat auch keine sozialen Pflichten zu
erfüllen ,sie ist ein Geschäftsunternehmen ,das so geführt werden muss ,da
das Verle hrsbedürfnis begriedigt und die Bevölkerung nicht übermässig
belastet würd . DieStrassenbah müsste daher für die Leistungen an die
Arbeitslosen voll entschädigt werden .Der Betrag von 50 . 000Schilling für
50 Millionen Fahrten ist ein lächerlich geringer Betrag .Diegesamten
städtischen Angestellten geniessen Fahrtermässigungen .Auch dagegen ist
nichts einzuwenden .Nur müsste manwissen ,wer diese Fahrermässigungengib
ob die Strassenbahn oder die Gemeindeals Dienstgeberin .DieseBegünstigung
bilden einen Bestandteil der Löhne und Gehälter der städtischen Angestell¬
ten und eine Kürzung dieser Ermässigungen ist daher eine Lohn -und Gehäåts
kürzung ( Lebh .Beifall b .d .Chr . )Diese Lohnkürzung müsse die Gemeinde tragen
nicht aber die Strassenbahn .Die daraus den Strassenbahnen erwachsene
Belastung ist eine gigantische ,Zu einem grossen Teil ist die xchlechte
Lage der Strassenbahnen auch auf eine schlechte r Betriebsführung zu¬

rückzuführen .Eine solche Verlotterung der Intervalle und der Linien¬instratierung ,wie sie jetzt besteht ,spottet einfach jeder Beschreibung
( Lebh .Beofall b .d .Chr . )
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Sie ist nur möglich geworden ,weil Sie als sogenannte ,Demokraten dieses
Kapitel der städt .Verwalung der Kontrolle des Gemeibderates und der

Ohffentlichkeit entzugen haben .Ich könnte viele Beispiele anf hren ,
das Himmelschreiendsteist wohldie Auflassungder - Linieüber denRing .
Es hat ja keinen Sinn ,Ihnen Ihre Sünden vorzuhalten ,denn dassSie
imkurabel und unbekehrbar sind ,wissen wir ja leider Gottes schonlange .auch
Diese Zstände wirken sich .finanziell ungünstig auf die Strassen - ¬
bahnen aus ,1 pie jeder feststellen kann ,wenn er sich den gänzlich
unzulänglichen Strassenbahnverkehr in den Abendstunden ansieht .Vielleicht
wird man mir entgegenhalten : Was gehen uns die Leute an ,die noch Geld für
Theater und Konzerte haben ?Vom sozialdemagogischen Standpankt könnte

man se etwas begründen ,aber für die Strassenbahnen ergibt sich dadurch
ein grosser Einnahmenverlust .( Lebhafte Zustimmung bei denChrist . soz . )

Sehr merkwürdig und aufklärungsbedürftig ist die Tatsache
dass die Kilometernutzleistung fortgesetzt . .und dabei derStromver - ¬
brauch immer mehr steigt .Von 1928 bis 1931 ist die Kålometerleistung
um 17 . 4Prozent gesunken und der Stromverbauch um 15 Prozent gestiegen .
( Hört! Hört !bei denChristl . soz . )Da. . . .kannirgendetwasnichtstimmen

und ich bitte den Referenten umAufklärung .
Wann der Referent darauf hingewiesen hat ,dass

das heutige Trifsystem vonder
früherenVerwaltungübernommenwordenist ,so wirkt eine solcheAusrede
geradezulächerlich .Die Herrenhabenja versprochen,alles zuverbhssern ,
was unter den Crhristlichsozialen schlecht gewesenist .Die Einführungdes
Einheitstarifes warnatärlich nur ein Versuchundes wurdeschondamals
ausdrücklich erklärt ,dass abzuwartensein werde ,wie sich dieser Versuch
finanziell und betriebstechnisch auswirkt .Nunhat sich gezeigt ,dasser
sich vomStandpunkte der Strassenbahnfinanzen und Verkehrs imAllgemeinen
eben ungünstig auswirkt .Bamalswarenschliesslich auch anderewirtschaft¬
liche Verhältnisse und die Menschenmusstennochnicht jeden Groschendrei¬
malumdrehenwie heute .Wennder Referent berechnethat ,dass einZwanzig-¬
groschentarif für kurze Strockenim Endeffekt keine Mehreinnahmeergeben
würde ,ist das doch kein Argumentgegen seine Einführung,sondern spricht im
Gegenteilfür unserenStandpunkt.WennSieaberdenLeutendieMöglichkeit
bieten würden ,vonder Peripherieder Stadt bis zumRingumZwanzigGroschen
zu fahren ,würden Sie eine UnmengeMenschenwieder der Strassenbahn zuführen
und sicherliche auch Mehreinnahmenerzielen .

Gegendie Reduzierungen der Begünstigungen für Gemeindefunktio - ¬
näre habenwir nicht das Geringsteeinzuwenden .Aberes gibt nocheinen
Kreis von Fahrgästen ,deren Fahrbedürfnis durch denPersonenkraftwagen¬
verkohr der GemeindeWienbefriedigt wird .( . Beifall bei denUhm. soz . )

Auchdie obersten Funktionäre der Gemeindesollen hier ein gutesBei - ¬
spiel geben .Ich bin gewiss nicht so domagogisch ,zu verlangen ,dass die
Funktionäreder GemeindeWienzu Fussgehensollen ,undich weiss ,dass
der Bürgermeister einer Millionenstadt auch Repräsentationspflichten hat .

Aberich habodasGefühl ,dassdarüberhinauszuviele Automohilevorwendet
werden .( Zustimmungbei denChristl . soz . )DenUmfangdes Zuvielkannich
nich beurteilen und ich beantrage daher den amtsfütrenden Stadtrat für
Finanzenzubeauftragen ,denUmfangdesstädt .Personenkraftwagenbetriebes
derHoheitsverwaltungundderstädt .Unternehmunggaufseineünerlässlichkeit
zu überprüfenundmitdenwirtschaftlichenVerhältnissenimallgemeinenund
jenenderGemeindeimBesonderenin Einklangzubringen .UeberdasErgebnis
ist demGemeinderatspätestensin 4 Wochenzuberichten.
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StR .Kunschakschliesst :MeinePartei ist solangeausser¬
stande ,Tariferhöhungenzuzüstimmen ,als die Tarifpolitik undVorkehrs-¬
politik der Gemeinde nicht in vernünftige Bahnen gelenkt wird .( Lebhafter
Beifall bei den Christl .soz . )

GR . ,Prinkg )chr .soz . )erklärt ,dass dieitariferhöhung ,
die der Gemeinderatheutebeschliessensoll ,eine neuerlicheVerschäffung
der Kriseherbeiführenwird ,die durchIhre Verwaltung ,durchIhrSystem
in Wienhervorgerufen wurde .Diese Tariferhöhung zeigt aber auch denZu- ¬
sammenbbuchIhres Systems .UmIhre Herrschafthier imRathaushaltenzu
können,habenSie Wahlzuckerlgegeben ,jetzt vonder Bevölkerunghonoriert
werdensollen .Die Geschenke ,die Sie einemTeil der WienerBevölkerung
gegebenhaben ,sindimmerzuLasten- in diesemFalle- derStrassenbahn
gegangen .Die ausgeblutete Wirtschaft wird nun neuerlich belastet ,ohne
dassdie Hoffnungbesteht ,dassdie geplanteSgnierungderstädt .Strassen-¬4

bahnengelingt .DerStrassenakhnWürdeimmerals ein GradmesserderWirt¬
schaft angesehen ;bisherhat nochjede Tariferhöhungeine Verteuerungdes
Lebensin WienzurFolgegehabtundso wirdes auchdiesmalsein .DieWie-¬
ner Bevölkerung ,derenKonsumkraftohnehinschonsehr geschwächtist ,
wird neue Opferauf sich nehmenmüssen .Die Tariferhöhung ,die Sievor - ¬
nehmenwollen ,trifft nur die arbeitenden Menschenund derenFamilien ;
die neuo Fariferhöhung ist unsozial ( Beifallbei den Christ .soz .) ,wes - ¬
halb wir sie schon aus diesem Grundeablehnenmüssen .

DerRednerlegt der Gemeindeverwaltungnahe,ander Fragedes
Zonentarifesnichtinteresselosvorbeizugehen,undgibtderMeinungAusdfuck,
dassdurchdie EinführungdesZonentarifesbestimmteine Verstärkungder
FrequenzderStrassenzöhnenherbeigeführtwerdenwird .Siekämpfengegen
denFrequenzrückgangmit ganzverkehrtenWaffen .FürSie gibt es nurBe- ¬
triebseinschränkungen und Verlängerung der Intervalle .Alles das sind ganz
gegenteilige Massnahmen ,umden Frequenzrückgangaufzuhalten .Dazukommtnech
dassderWagenparkfast überhauptnichtzurReparaturkommt,dassderZu-¬
standderWagenviel zuwünschenübriglässt ,ja mankannsagen ,dassman¬
cher StrassanbahnwageneinemColoniakübelgleicht .Sio aber sindunbelehr¬
bar ,Sie haltenan IhremSysøtemfest undso wirdauchder Weg ,denSiegeher
zurKatstropheführen .Wiederzeigtessich ,dassSienichtimStande
sind ,eineVerwaltungin geregeltenBahnenführenzukönnen,wiederzeigt
es sich ,dassinfolgeder VerlotterungundIhrer parteipolitischenUmtriebe
in denUnternehmungenes unmöglichist ,zu einer geregeltenfinanziellen
Gebarungzukommen.DieneuenOpfer ,dieSiederBefölkerungjetztwieder
auferlegenwollen,sindganznutzlosundwirwerdenineinigerZeitwieder
imGemeinderatüberSanierungsmassnahmenberatenmüssen.Ausallendiesen
GründenmüssenwirdaherIhreVorlagenablehnen.( BoifallbeidenCrhistl.

soz . )
GR .Dr .Hanke( gant .sez . )stellt fest ,dass am22 .Dezember

desVerjahresVizebürgermeisterEmmerlingdie Lagebei denstädt .Strassen .
bahnen besprochen und erklärt hat ,dass zur Verminderungdes Defizites ein¬
schneidende Massnahmengetroffen werdenmüssen .Am23 ,Dezemberaberhat
die Mehrheitdieses Hausesden Wirtschaftsplan der städt .Strassenbahnen
genehmigt ,ohnedass jemandetwas vonden zu treffenden Massnahmengewusst
hat .Ich kannnur feststellen ,dass Ihre Massnahmennicht nureinschneidend,
sondernauchumfassendsind ,SiehabenjedeMöglichkeitausgeschöpft .Dies
konntenSie ums,oleichter tun ,da IhnenimGegensatzzumBundeeine will- ¬
fährigePersonalvertretunggegenübersteht,eineUnternehmergewerkschaft,die
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die Bezeichnung : gelbe verdient .( Rufe bei den Nat .sez . :Arbeiterver - ¬
räter . )

Die Mehrheit benimmt sich heute auch nicht anderes als irgend ein
Industriekapitän ,Bankgewaltiger oder Er sparungskommissär .Sie hat frü - ¬
her gegen Massnahmengewettert ,die sie jetzt selbst trifft .Auf derEin - ¬

nahmenseite ist ihr nichts anderes eingafallen als das alte Rezept ,
die Tarife zu erhöhen .Sie geben vor ,die Interessen der Arbeiten und
Angestellten zu vertreten und erhähen gleichzeitig den Preis der Wochen- ¬
karten .Ist das im Einvernehmen mit der Arbeiterschaft geschehen ?

Auf der Ausgabenseite haben Sie die grossartige Entdeckung gemacht ,dass
man am besten spart ,wenn man die Bezüge des Personals abbaut .Da ist nicht
der mindeste Unterschied zwischen hnen und igrndeinem Kapitlalistenknecht .
Sie legen ein Kürzungsprogramnimeiner solchen Fülle vor ,wie es nochnie
da war .Dabei hændelt es sich um lauter alterworbene Rechte desPersonals .
Sie haben immer in aufdringlicher Weise von Ihrer Tüchtigkeit gesprochen .
Jetzt könnten Sie einmal Ihre Tic htigkeit unter Beweis stellen .Können Sie
das nichts ,so sind Sie nichts als Kon ödianten ( Lebj .Beifalg . d .Nat .soz . )
Kein neuer Wegwurde versucht und nicht eine Massnahme getroffen ,die dem
Frequenzrückgang steuern könnte .Ueber unsere Anregung wegen Einführung eines
Zonentarif ist maneinfach hinweggegangen .Die KürzungdesPersonalaufwands
ist von der grössten Bedeutung ,nicht nur für die betroffenen städtischen

Angestellten ,sondern für die gesamte Beamtenschaft .Die Mehrheit ist
auf dem besten Weg ,die Gehalte der städtischen Angestellten denSchand¬
löhnen der Bundesangestellten anzugleichen .Sje bewirkenmit Ihren Mass¬
nahmen ,dass die Hoffnung der Bundesangestellten auf eine Besserstellung ,
die mit Rücksicht auf das bessere Gehaltsschema der Gemeindeangestellten
nicht aufzuhalten gewesen wäre ,zunichte wird . DieMehrheit dürfte unter
keinen Umständen personalfeindliche Massnahmen treffen ,denn sie gibt ja
immer vor ,im Namen aller Angestellten und Arbeiter zu sprechen .Heute ver¬
sucht man ,das Defizit der Strassenbahnen zu decken ,Wann werden Sie zu der

katastrophalen Finanzlage der GemeindeStellung nehmen ?Es ist ein offenesei em nichtGeheimnis ,dass die Steuereingänge in :von Ihnen/erwarteten Mass zu¬
rückgegangen sind .Der Voranschlag ist bereits jetzt überholt .Stadtrat
Breitner ist wirklich zur rechten Zeit zurückgetreten .Dije Situation wird
immer unhaltbarer ,Wien ist die letzte Verteidigungsstellung ,die der
Marxismusbezogenhat .In dieses Bollwerklegen Sie durch Ihrepersonalfeind¬
lichen Massnahmen selbst neue Bresche .Wir sind überzeigt ,das s die so¬

zialdemokratische Mehrheit ihr demokratisches Gewissen beruhigen wird ,weil
sie die Befragung des Volkes scheut .Das Volk von Wien fordert aber Neu - ¬

wahlen und auf die Dauer werden Sie sich dieser Forderung nicht verschlies¬
sen können ( Lebh .Beifal ,. . Nat .soz . )

Bürgermeister Seitz machtdarauf aufmerkaam ,dass nach § 30der
Geschäftsordnung die Verlesung schriftlicher Vorträge nur demBericht¬
erstatter und den Debatterednern nur die Verlesung kurzer Zitate gestattet
ist . Erbittet die .Redner ,sich an diese Bestimmungwenigstenseiniger¬
massen zuhalten .

GR .Pichler ( Nat . soz . ) bemerkt ,es sei bezeichnend ,dassVizebügm .
Emmerlin von den Massnahmen ,um die es sich handelt ,zuerst die jüdische
Presse verständigt hat .Vier Tage vorher tagte der Ausschuss 8 ,ohnedass
man ihm mit einem Worte davon Mitteilung gemacht hätte .Bie Massnahmen wurde
einfach diktatorisch vom Vizebgm .im Einvernehmen mit den Strassenbahn¬

direkteren getroffen .Das zeigt ,wie recht unser Gauleiter hatte ,als er
die Vorgänge hier im Gemeinderat als Komödieund Affentheater bezeichnete .

Bgm .Seitz ersucht den Redner ,sich zu mässigen .

GR Pichler weist sodann darauf hin ,dass das Defizit der Stras¬
senbahnen nur dadurch entstanden ist ,dass ihnen Lasten auferlegt wurden ,
die ihnen nicht zukommen . Esist selbstverständlich ,dass den Arbeitslosen
Freifahrscheine gegeben werden ,aber nicht die Strassenbahnen hätten diese
Last zu tragen .Die Gemeinde leistet heute für einen solchen Fahrschein
ein Sechstel Groschen .Ebenso unberechtigt ist es ,dass die Strassenbahn
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die Fahrpreisermässigungfür die städtischen Angestelltenzu tragenhat .
Oderwasdie Strassenbahnfür Byükkeninstandsetzungenleistet .Fürdie
Friedensbrücke hat sie 2 1/2 ,für die Augartenbrücke3 Millionenbeigerra - ¬
gen und für die Reichsbrückesoll sie 23 Millionen bezahlen !AuchdieBudget
anderer Rsseorts müs ;an diese Lasten übernehmen .Was die Schneesäube¬

rung die Strassenbahn angeht ,weiss kein Mensch .Dazukommt ,dassdie
Strassenbahnder Gemeindeeine UnzahlvonPersonenautomabilenbeistellt .
Solange alle diese Lasten der Strassenbahn auferlegt werden ,ist dasDefi - ¬
zit selbstverständlich .Manverteile diese Lasten auf die Budgets der ein¬
zelhen Verwaltungsgruppen und das Defizit der Strassenbahnen wirdwahr¬
scheinlich gänzlich verschwinden .Wasdie Fahrprei serhöhungbetrifft ,si
ist es eine Binsenwahrheit ,dass manmit Verteuerungenkeine Kunden .o “
anlgkt ,wie das Beispæel der Bundesbahnen zeigt .Der Redner verangt die
EinsetungeinesUntersuchungsausschusses ,derzuüberprüfenhätte ,wiehoch
die Kostenaller Fahrpreisbegünstigungenseit 1918sind undob diegeplan-¬
ten Tarifmassnahmennötigsind .EineUeperprüfungder übrigenSparmass¬
nahmenbei der Strassenbahn würdewahrscheinlich ergeben ,dass dieseMass¬
nahmenauf Kostender Substanzgehen .Dassdie Natio nalsozialisten gegen
jede Gehalts - und Lohnkürzungvon Angestellten sind ,ist selbstverständlich
DerRednerwendetsich sodanngegendie BehauptungdesST. R.Speiser ,dass
die beabsichtigtenPersonalmassnahmenvomPersonalgebilligt werden .Dn
einer Versammlunh ,die am Mittwoch im alten Rathaus stattgefunden hat ,
und die von350 Strassenbahnernaller Parreirichtungen besucht war ,wurde
der PersonalvertrezungdasMisstrauenausgesprochen( HörtHörtbei d .Nat. )
Bezeichnend ist es auch ,dass vor demAbschluss der Verinbarungen mitdem
Personal erklärt wurde ,wer dagegensei ,könnenur einNationalsozialist
sein .Die schlechte Lageder Strassenbahnenwird einfach alsDruckmittel
für Lohnkürzungenbei allen Gemeindeangestelltenbenützt .DerEntzugder
Begünstigungen für Gemeindefunktionäre ist angesichts des geringen Betrages
bei dengrossenBeträgendie hereinzubringensind ,eineAugenauswischerei.
Wir haben dasselbe verlangt ,solange noch keine Tariferhöhungen geplant
waren .Wir beantragen jetzt ,dass auch den Bezirksräten : .die Fahrbe - ¬
günstigung entzogen werde .ZumSchlusse erinnert der RednerdenBürgermeiste
an ein Wort ,das dieser gesprochenhabe ,dass er,wenn manihn zu einerMass¬
regelung zwingen würde ,seinen Posten verlassen würde . Wirwerdenden
Nachweis für zahlreiche Terrorfälle städtischen Angestellten gegenüber
erbringen und werdenden Bürgermeister an sein Wort erinnern ( Lebh .Beifall
b .d .Nat . )

Bgm. SeizzlädtdenGR,Pichlerein ,wennihmeinFallekannt
sein sollte ,bei welchemnachgewiesenwerden kann ,dass jemand imBereic .
der Gemeindeverwaltungwegenseiner politischenGesinnungSchadener¬
litten hat ,ihm diesen Fall sofort bekanntzugeben

GR .Dr .Zörnlaib ( christl .soz . )meint ,die Bevölkerung
Wiens,ohne Unterschied der Parteizugeh rigkeit ,werde der sozialdemokra¬

tischen Gemeindeverwaltung für die vorliegenden Anträge keinen Dank
wissen .Diese Anträge bweisen ,dass die Leitung eines Unternehmens durch
die Sozialdamokratie immer ein wirtschaftliches Debakel zur Folge hat .

kiinzung schreitWennein Privatunternehmerzu einer PreiserhöhungoderLehn
dann versteht es die sozialdamokraitsche Partei vorzüglich ,ihre Damagogie
in den schillerndsten Farben spielen zu lassen ,vomkapitalistischem
Mammonismus zu reden und sich als Hüterin der ausgebeuteten und bedroh¬

ten Bevölkerungsschichten aufzuspielen .Dort aber ,wo Sie selbst durch
Misswirtschaft ein Unternehmen an den Rand des Abgrundes bringen ,sind
Ihnen die kapitalistischen Methoden der Preiserhöhung und Lohnkürzung sehr
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willkommen .Sie haben nur eine andere Ausdrucksweise dafür undbezeichnen
sie als Opfer im Interesse der Gesamtheit .Sie abpelieren dann in wunder¬
barer Schauspielerei an die Bevölkerung und sagen ,dass manjetzt Opfer
im Interesse der Gesamtheit bringen muss . .Heute verlangen Sie aberauch
von uns Crhistlichsozialen ,die wir an demRiesendefizit derStrassenbahne
wahrlich unschuldig sind ,das .Opfer ,diesen Opfern der Bevölkerung undde
Angestellten zuzustimmen .Wir lehnen das aus drei Gründen ab :

Erstens deshalb ,weil Sie bei den Strassenbahnen ganzallein
gewirtschaftet haben ,chne auf unsere Einwendungen irgendwie zuhören .
WennSie allein alles verwirtschaftet haben ,müssenSie nunauchallein
die Verantwortung für die Folgentragen .

Zweitenslehnen wir Ihre Anträgeaus reinwirtschaftlichen
Gründen ab ,da wir überzeugt sind ,dass Ihre Tarifpolitik nicht zuerner
Erhöhung der Einnahmenführen kann ,sondern dass eine Erhöhung derTarife
bei denjetzigenVerhältnissenimGegenteileineVerringerungderEinnahme
zur Folge haben muss ,da schon der heutige Tarif weit über dieLeistungs¬
fähigkeitder Bevölkerunghinausgeht .ObwohlSie in IhremProgrammimmer
das soziale Momentso hervorheben ,finden Sie es nicht einmal der Mühewor
eine neue Terifpolitik zu versuchen ,sondern greifen einfach zu dembequer
aber falschen Mittel ,Tariferhöhungen und Lohnkürzungenvorzunehmen .

Drittensaberhabenwir auchgar keineUnterlagen ,umzu
prüfen ,ob der jetzt unternommene Sanierungsversuch auch wirklich eine

Sanierung und eine aktive Bilanz herbeiführen wird .( Zustimmungbeiden
Gristl .soz . )Unsliegt nur der VerwaltungsberichtunddieBilanzüber
das Geschäftsjahr 1931 vor und ich habe den Eindruck ,dass dieseBilanz
ein wenigfrisiert ist .AbgesehenvondenVerlustvorträgender Jahre1925
bis 1929unddemGebarungsabgangvon1931mit etwasüber 70Millionen
sehe ich hier bei der Bewertung der Anlagewerte - Gründe ,Gebäude ,Masch
und Werkanlage ,Gleisanlagen ,Wagenpark ,. . w.- Millienen Ziffern ,
an derenRichtigkeit ich nicht glaube ,nachmeinerMeinungaber auchder

Herr Vizbürgermeister Emmerlingnicht glaubt .WennSie aber vondiesen
Ziffernnur 20Prozentabschreiben ,ergibt sich ,dasseigentlichdas
Unternehmerkapitalschon zur Gänzeverschwundenist .Dabeidürfte dasBi
für das Jahr 1932nochdüsterer sein .Ich will nicht annehmen ,dassSie
uns dieses Bild absichtlich noch nicht gezeigt haben ,aber eine ArtRoh¬
bilanz über das Jahr 1932 hätten Sie uns wohl schon geben können ,damit
prüfen könnten ,ob Ihr SanierungsversuchüberhauptnocheineSanierung
genannt werdenkann ,Ich habe als AnwaltKlienten ,die weit bessereBilan

aufweisen konnten als die städt .Strassenbahnen und doch sehrunangenehme
Bekanntschaft mit der zur Strafverfolgung berufenen Behörde machenmusste
Danken Sie Gott, ,Herr Vizebürgermeister Emmerling ,dass Sie Landtagsab - ¬
geordneter und als solcher immunsind ,

Ich habe nur die Hoffnung ,dass Ihre Anträge dieBevölkerung
Wiens zur Einsicht bringen werden ,dass man mit der sozialdemokraiischen
Partei nicht nur in der Strassenbahn ,sondernüberhauptnicht gutfährt ,
und dass Sie kein anderes Schicksal verdienen ,als aus diesemSaalezu
verschwinden .Wir christlichsozialen Mandatarewerdennie davonablassen .
dår WienerBevölkerungdie Wahrheitüber Ihre Verwaltungzu sagen undich
bin überzeugt ,dasswir - nicht Sie - mitdemErggbnisIhrer Tätigkeitbei
den nächsten Wahlen zufrieden sein werden .( Beifall bei den Chr .soz .) .
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GR.Dr .Riehl( nat .soz .)bezeichnetes als eineder
heiterstenErscheinungenderpolitischenGeschichteOesterreichs ,dassdie
Sozialdamokraten die wirklichen oder vermeintlichen Fehler derBundes- ¬
verwaltung ,über die sie sich immerfurchtbar aufregen ,dort ,wosiedie
Verwaltungselbst führen ,genauin der selben Weisemachen .Denkommer-¬
zialisierten Bundesbahnen werfen sie immer vor ,dass sie das Publikum
und das fersonal nicht genügend berücksichtigen .Bei denStrassenbahnen
aber nehmenSie einen Standpunkt ein ,der mit Ihrem eigenenProgramm
und Ihren eigenen Grundsätzenin schreiendemWiderspruchsteht .

Schonvor30Jahrenwurdein demBuche" DerKommunalsozial4s
mus" der Grundsatzaufgestellt ,dass die öffentlicheVerkehrsunternehmun¬
gen niemalsvomStandpunkteines kommerziallenUnternehmens ,sondernaus- ¬
schliesslichvomGesichtspunkteder sozialenBedürfnisseder breitenMasse
der Bevölkerung verwaltum .werden dürfe .Insbesondere bei städt .Verkehrs - ¬

mitteln dürfe manniemals sagen ,dass das Unternehmensich selbst erhalten
müsse ,sonderndieseUnternehmungenstellten ,Sozialfürsorgeinstitute
für dieBevölkerungdar .Heuteaberist IhnendieHauptsache,dassdie
städt .StrassenbahnenkeinesfallseinenZuschussseitennderGemeinde
erferdern dürfen .Dasist ganz falsch :Die städt .Strassenbahnensind
eine der wichtigsten Betätigungender Komunalwesensüberhaupt .
Es handelt sich bei den Strassenbahnen umein Problem desöffentlichen
Wohlsundnicht umeine Frageder kommerziellrichtigen Gestion .Die
Strassenbahnen sind genau so ein Faktor der allggmeinenstädtischen
Verwaltungwiedas Fürsorgewesenundes ist daherganzfalsch,sieals
selbstständiges wirtschaftliches Unternehmen zu führen .Die Strassenbahn
interessiert die Stadt als solche und das ganze Wirtschaftsle bender
Stadt .Eine ganze Anzahl von Gewerbetreibenden und sonstigen Unternehmun¬
gen ,die ihren Angestellten die Streckenkarten zahlen ,werden sich nach der

Erhähungweigern ,diesen Sprung mitzumachen . Esist gewissrichtig ,
dass die ganzenFragendes Verkehrsproblemsunserer Inneren Stadtjede
Verwaltung vor grosse Schwierigkeiten stellen .Und es wäre eine wirt¬

schaftsrevolutionäre Tat gewesen ,wenn sich die sozialdemokratische
Verwaltung entschlossen hätte ,den Verkehr zumTeil durch die Innere
Stadt bezw .unter der Inneren Stadt weiterzuführen .Manwird heuteerklär¬
ren ,es fehle dazu an dem nötigen Gejd . Aperals die Mehrheit die Stadt - ¬
verwaltung übernommen hat ,wäre die Mgglichkeit dazu schon vorhanden

gewesen .Statt dessen haben Sie sich durch den Autobus selbst Konkurrenz

geschaffen ,indem Sje den Autobus auch über den Ring hinausgeführt "
und ihn passive Strecken zugeführt haben .Man hätte alles tum müssen ,um

die Strassenbahnen zu entlasten . Mpattdessen will manGerechtigkeit
nach allen Seiten üben ,indem man allen Kreisen der Bevölkerung die grösst¬
Opfer zumutet .Das inzige von allen gepaånten Massnahmen ,was mannoch
loben kann ,ist ,dass wenigstens eine Erhöhung des 32Groschenfahrscheines
vermieden wird .Aper die Mehrheit wird über die Frage eines geringeren

Tarifs für eine geringere Beanspruchung der Strassenbahn hicht hinweg¬
kommen .Das soll nicht auf Kilometer beschränkt werden,es sollte vielmehr
ähnlich wie in Berlin ein vereinfachtes Umsteigverfahren durchgeführt

werden ,sodass man für das einmalige Umsteigen wen iger zahlz als für mehr¬

maliges Umsteigen .Dadurch würde auch die Inanspruchnahme der Schaffner
geringer werden und eine Apwanderung würde nicht stattfinden .Sie protzen
so viel mit Ihrem billigen Tarif .In Wirklichkeit fährt man in Berlin und

Budapest allenings auf kürzeren Strecken billiger als in Wien .
Man will auch dadurch die Ausgaben verringern ,dass man den Strassenbahne :
wohlerworbene Rechte wegnimmt ,wie = süberhampt ein Charakteristikum unsere
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Zeit lat ,sich iber den Grundaatehinvegsuserzen,dasspragmebischen
Angestellten Begünstigungen nicht weggenommenund Lasten nicht auferlegt
werden dürfen ,die sie bisher nicht gehabt haben .Das mag bei Neuanfnah¬
men berechtigt sein ,geht aber gegenüber pragmatischen Angestellten oder
gar Pensionsparteien nicht an .Man spart an allen möglichen Dingen ,andene
nicht gespart werdensoll . Mansehe sich z ,B .die Schneesäuberungan !
Heute zum B .werden keine neuen Schneearbeiter eingestellt ,sondern nur
diejenigen beschäftigt ,die schon gestern beschäftigr waren .ZumB .in
der Zedlitzgasse stehen seit etwa 4 Uhr früh 600 Leute und warten umsosnt ,
dass sie ein paar Schillingg verdienen ( Hört Hzrtrufe bei denNat . - Abg.

Mühlberger :Das sind Sozialisten ! ) Esgeht auch nicht an ,die Strassen¬
bahnen mit sozialen . .Leistungen zu belasten ,die der Gemeinde
als solche obliegen . Da. ind. B .die Arbeitslosenfahrscheine .Mansollte
es nicht übersehen ,dass mit den Begünstigungen für Arbeitslose grosser
Unfug getrieben wird .Strassenbahner beschweren sich immer darüber ,dass
man sehr elegante Mädchen mit hübschem Pelzwerk und eleganten Seiden¬

strümpfen sehen kann ,die Arbeitslesengegünstigungen haben .Das sollte uns
zu denken geben .Es kommt vor ,dass Leute ,die solchen Missbrauch treiben
wollen ,sich eben wegen dieser Begünstigungen irgendwoe formal anstellen
lassen ,und dann auf allen Gebieten der öffert lichen Fürsorge zurLast
fallen .Vollkommenunberechtigt ist es aber ,dass mandiese Lastender
Strassenbahn buchhalterisch anlaste Dabei hält man den Strassenbahnern in
der gehässigsten Weise vor ,dass sie ohnehin grossartig gezahlt sind .
Dasist kein Standpunktfür eine proletarische Partei ,die denPrivatun¬
ternehmern ein Beispiel ge,een sollte .Der Redner bezeichnet sddanndie
Erhähung den Autobush .tarifs von 1o auf 15 G als verfehlt und un¬
zweckmässig ,da man damit die einzigen Fahrten ,die bisher gut gegangen
sind ,die 10 Groschenfahrten in der Inneren Stadt : . "1 wehr
wesentlich einschränken wird und das Umwechseln bein 153roschentarif auf
grosse Erschwerungen für dan Schaffner zur Folge haben wird .Manhat
den Eindruck ,dass Mehrheit und Stadtrat sich die Strassenbahn und die
Strassenbahner als eine Apt Sündenbock für die ganze stätische Miss¬

wirtschaft ausgesucht hat .Man erklärt ,mit . .den Gewerkschaften
über alle Personalmassnahmen gesprochen zu haben .Wir haben bis vor kurzen
von den näheren Details überhaupt nichts erfahren .Es ist ganz sonderbar ,
dass die Mehrheit nicht selbst das Bedürfnis fühlt ," " dieMinderheits¬
gewerkschaften zur Kontrolle heranzuziehen ,obwohl das in ihrem eigenen
Interesse gelegen wäre .Ein paar Pressekonferenzen ,dann rasch mit der
Sache in den Gemeinderat ,dann gehen Sje nach Hause ,und erklären ,Sie

haben die bestverwaltete Stadt Eurcpas .Sje werden noch Manches zu hören
bekommen ,wenn die Wirt schaft erst die Auswirkungen der Tariferhöhungen

spüren wird ,und Sie selbst werden die Erfahrung machen ,dass die Ein¬
nahmen infolge der Erhöhungen noch mehr zurückgehan werden .Durchdiese
Erhöhungen erbittern Sie die Bevölkerung ,die ohnehin durch das assen¬

elens genug erbittert ist ,noch mehr .Seien Sje überzeugt :Die Grenzpfähle
bei Passau und Salzbugg werden die langsame und vielleicht die etwas

raschere Liquidierung Ihrer Herrshhaft nicht aufhalten und wir werden

selbst die Kpaft haben ,vielleicht in kurzer Zeit das System zu Fall zu

bringen ( Lebh .Beifall b .. Nat . ) .
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In seinem Schlusswort erwidert Vizebürgermeister Emmerling
ausführlich auf die Bemerkungen der Redner der Minderheit .Vizebürger¬
meister Emmerling führt unter anderm aus ,dass es absolut nichts Neues

sei ,wenn eine Stadtverwaltung ein Defizit vorträgt .Unter christlich - ¬
sozialer Aera hat es viele Defizite gegeben und das in einer Zeit ,inder
die Entwicklung der Wirtschaft ruhig vor sich ging .Es haben Redner der
Minderheit uns den Vorwurf gemacht ,der neue Strassenbahntarif sei unsozi¬

al ;STR .Kunschak hat das Jahr 1924 mit dem Jahr Jahre 1932verglichen ,
um den Beweis des unsozialen Tarifes darzutun .STR .Kunschak hätte frü¬

here Jahre heranziehen müssen und da wäre er zu dem Schluss gekommen ,
dass andere Hundertsätze vorhanden sind .als die ,die er vorgebracht hat .

Währendfrüher die Kinderkarte 50 Prozent des Tagesfahrpreisesausmachte ,
macht sie jetzt nicht einmal ein Drittel aus .Nicht die chriehstlich
soziale Aera ,sondern wir haben den Tarif sozial gestaffelt .Wir habendie
Rückfahrkarte eingeführt ,die Wochenkarte und so weiter .DieArgumente ,t
die gegen die Intervalle bei der Strassenbahn vorgebracht wurden ,sindhicht
stichhältig .Um blos ein Experiment mit dem Zonentarif zu machen ,dazu

sind die Verhältnisse bei der Strassenbahn viel zuernst .
Der Redner kommt dann auf den Vorwurf von Minderheitsred¬

nern zurück ,dass eine Tariferhöhung eine Teuerungswelle auslöse .Vizebür¬

germeister Emmerlinggreift in seinen Ausführungenbis auf dieInflations¬
zeit zurück und erklärt ,die Verwaltung hätte damals die Pflicht gehabt ,
den Strassenbahntarif den damaligenVerhältnissen anzupassen,wie esjedes
private Unternehmengetan hat .Wirhabender Bevölkerung ,die unterder
Inflation schwer litt,kein neues Opfer zugemutet,wir habenden
Tarif bekassen ,wir haben damalsbeimBetrieb Strassenbahnenvon derSub¬
stanz gelebt .Die Rodner der Minderheit vergessen ,dass wir die Stadtbahn
elektrifiziert haben ,dass wir die Stadtbahn in das Netz der Strassenbahnen

eingezogen haben und niemandfür die Benützungder Stadtbahn eineneigenen
Tarif zu zahhenhat .Es ist selbstverständlich ,dass dieElektrifizierung
der Stadtbahn ,die heutevonWiennicht mehrwegzudenkenist ,dieStrassen-¬
bahnen belasten .Manhat uns vorgeworfen ,dass wir,als wir hier noch
Oppositionwaren ,gegendie Verteuerungdes Strassenbahntarifesaufgetreten
sind .Gewiss haben wir das getan ,denn Sie haben damals bei derStrassen - ¬
bahn Tarife erstellt ,die unbedingt einen Ueberschussergebenmussten ,
der an die Gemeindekasse abgeführt worden ist .Und Sie ,meine Herren
von der Minderheit ,haben sogar zu einer Zeit den Strassenbahntarif er¬
höht ,als die Strassenbahneneinen beduutendenUeberschussan dieGemeinde - ¬
kasse abführten .Es ist auch hier der Vorwurf gemacht worden ,dass die

Bilanzen der Unternehmungenfrisiert seien .Damit haben Sie demRechnungs- ¬
hof ein Misstrauen entgegengebracht ,der wörtlich erklärt ,dass bei allen
städtischen Unternehmungen die Buchhaltungen vorbildlich in Ordnung sind .

Vizebürgermeister Emmerlingerwidert nun auf die Bemerkungen
der Redner der nationalsozialistischen Partei ,wonach die Vertreter der
natienalsozialistischen Partei die ersten waren ,die den Antrag auf Auf¬

hebung der Freifahrt für die Gemeinderäte stellten ," pterHeiterkeit
der Mehrheitdes Hauses ,dass die nationalsozialistischen Gemeinderäte
sich zuerst ihre Freikarto geholt hatten und dann erst den Antrag auf Auf¬
hebung der Freikarte stellten .Bozüglich des Vorwurfes der Durchpeitschung
der Vorlage erklärt der Referent ,dass von einer Durchpeitschung dochin
diesem Falle absolut nicht gesprochen werden könne .Es wurde 4Wochen
hindurch verhandelt und wir waren bemüht,mit unseren eigenen Leuten ein
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Einvernehmenzu erzielen .Wirhabenkein Diktat gesetzt ,sondernlegen
imEinvernehmenmitdenzuständigenGewerkschaftenundunseremPersonal
demGemeinderatdie Vorlagenvor .Bezüglichdes AntragesKunschak ,der
einen Bericht über den Kraftwagenbetriebverlangt ,bemerktO
meister Emmerling ,dass darüber dem Finanzausschuss ein ausführlicher
Bericht erstattet werdenwird .( Beifall bei derSozialdamokraten. )

Die Vorlage wird unter heftigen Zwischenrufen der national¬
sozialistischen Fraktion angenommen ;Dor Antrag Kunschak wird der ge - ¬

schäftsordnungsmässigen Behandlung zugeführt ,der Antrag Pichler wird
abgelehnt .
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STR .Speiser führt ausDas bei der Strassenbahn zuerwarten¬

de Betriebsdefizit hat zur Folge ,dass die Auszahlung der Gehal te und Löhne

der Strassenbahnangestelltenin den nächsten Monatenin Fragegestellt
war .Da einerseits weitere Ersparungen im Sachaufwand unmöglichsind ,
andererseits durch die vom Gemeinderat soeben genehmigten Tarifmæssnahmen
das Gleichgewicht zwischen Einnahmen und Ausgaben nicht hergestellt wird ,
muss die Direktion Ersparungen im Personalaufwand vorschlagen .

Die städtische Strassenbahn hat bisher jährlich eine Summe
von 4 Millionen Schilling aufwenden müssen ,um das Defizit der Pensons - ¬
kassa für die Strassenbahnpensionisten zu decken .Zur Entlastung der

Strassenbahn war eine Reformdieser Pensionskassa ,der auch alle anderen
Kollektivvertragsbedienstetender GomeindeunternehmungenundGemeinde -¬
betriebe angehören ,notwendig .Zu diesem Zweckwerdendie drei grossen
Unternehmungender Stadt ( Strassenbahn ,Elektrizitätswerk ,Gaswerk)
einen Betrag von je 700 . 000Schilling jährlich an die Pensionskassa zur

Verringerungder Altpensionistenlast einzahlen .Diese Einzahlungsoll
so lange geleistet werden ,bis sie die Hälfte der Altpensionistenlast er - ¬

reicht .Dann soll fortlaufend die halbe Altpensionistenlast von den frei

Unternehmungengetragen werden .Ein weiterer Betrag vonrund 1Million
Schilling imJahr soll dadurchaufgebrachtwerden ,dass dieBediensteten

äni Gehaltsvorrückungen und die Unternehmungen bei Höherreihungen die
Vorrückungsbeträge an die Kasse entrichten . Diebisherige

und künftigen fensionisten ,die bis jetzt schon Pensionsabzüge von 3Prozer

gehabt haben ,werden nunmehr weitere 5 Prozent für die Entlastung der
Pensionskassaleisten .JeneBediensteten,dieüberihrejetzige30bis
35 jährige Dienstzeit hinaus dienen ,werden durch einen Nachlass an den

Pensiensabzügenentschädigt ,DenPensionisten ,die Familienerhaltersind ,
und den Deppelwaiser .werden ,wenn ihre Bezüge 170 Schillig nicht über - ¬
steigen ,wie bisher auch weiterhin keine Abzüge gomacht .Einzelstchenden
Pensionsparteien wird der weitere Abzugven 5 Prozant erlassen ,wennihre
Bezüge 100 Schilling nicht übersteigen .

Durchalle dieseMassnahmenwirddie Strassenbahnstark
entlastet .Es war aber nunmehrnoch notwendig ,von den insgesamtrund
15 . 000Beamtenund Bediensteten der Strassenbahn ein Notopfer zuverlanger
durch das die Auszahlungder Gehalte für das Jahr 1933 gesichert werden
soll .Dieses Netopfer soll bis Ende1933 geleistet werden .Nachlangen
Verhandlungenist es gelungen ,sowohlmit den fo t :Bediensteten
als mit den Beamtenein Abkommenzu treffæn .NachdiesemwerdendieBe- ¬
diensteten einen 6 prozentige Abstrich an Bezügenundan einemTeilder
Zulagenauf sich nehmen .Die Bedienstetenwerdenferner in Zukunftzwei
Drittel der Einkemmensteuer ,die bisher der Betrieb für sie getragenhat ,
selbst bezahlen .Die Beamten haben einen grossen Teil der netwondigen
BezugseinschränkungdurchStreichungder VerwendungszulagenundHerab¬
setzungder Pauschalienauf sich genommenundergänzendennotwendigen
Betrag durch eine weitere 3 1/2 prozentige Lohnkürzung .Durch die voll - ¬
ständige Streichung der Verwendungszulagenund durch die starke Kürzung
der Pauschalien ,durch die kauptsächlich höher entlohnte Beamtebetroffen
werden ,ergibt sich bei den Abzügender Beamteneine starke soziale
Staffelung .Durchdie Bezugsherabsetzungwirdauchein Abbauder infolgede
FrequenzrückgangesüberzähliggewordenenBedienstetenundBeamtenvermieden
DafürkannsowohldenBedienstetenals denBeamtenein Teil derLohnabzüge
durchGewährungvonfreien Tagenvergütet werden .Durchdie Massnahmenwird
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also auch der soziale Gedanke der Kurzarbeit durchgeführt .
Die Lage der Strassenabhn macht auch eine Einschränkung der

bisher den Familienangehörigen der Strassenbahnangestellten und denAnge- ¬
stellten der Hcheitsverwaltung sowie den Beamten der städtischen Unter - ¬
nehmungengewährtem Fahrpreisbegünstigungen nötig .Die bisherige Fahr¬
begünstigung wird ven 50 Prozent auf 33 1/3 Prozent herabgesetzt .DieAn- ¬
gestellten der Hoheitsverwaltung und die Beamten der städtischen Unter - ¬

nehmungen haben von nun an eine sozial gestaffelte Ausfertigungsgebühr
bis zu 1o Schilling im Jahr zu entrichten .

Die von mir besppochenen Personalvorlagen bringen eine Ein¬

schränkung von Bezügen als Notopfer für einen durch die Wirtschaftskrise

schwer betroffenen Betrieb .Dass diese Bezugseinschränkungen imEinverneh - ¬
men mit dem Personal durchgeführt werden können ,ist besonders hervor¬
zuheben .Die Gemeindeverwaltung hat mich beauftragt ,den Bediensteten und
Angestellten für ihrf einsichtsvolle Haltung zu danken .

STR .Kunschak ( christl .soz . )bemerkt ,die Schaffungder
Pensionskasse und deren Führung bis zum heutigen Tage sei ein Verwaltungs - ¬
skandal ,wie man sich ihn schlimmer nicht denken könne .Die Strassenbahn¬

bediensteten hatten früher ein eigenes Pensionsinstitut ,dasmustergültig
geführt war und klaglos funktionierte .Die anderen städtischen Unterneh¬
mungen kamen selbst für die Pensionen ihrer Bediensteten auf .Erst die

sozialdemokratische Gemeindeverwaltznghatte den gloriosen Einfall ,das
PensionsinstitutderStrassenbahnerzuanfektieren ,mankönnteauchsagen,
wie ein Räuber an sich zu bringen .An Stelle des Pensionsinsitutes der
Strassenbahner wurde eine neue Pensionskasse gegründet ,in die auch alle

übrigen Bediensteten der städtischen Unternehmungen eingereiht wurden .

Dieses neue Institut war von Anfang an eine Missgebænt ,ein rachitisches
Kind ,und hat im Laufe der Zeit Schulden auf Schulden gehäaft ,sodass
seine Leiter längst schon wegen schuldbarer Krida hätten ins Kriminal
marschieren müssen .

e1 Als die Gemeinde das Institut übernahm ,
hätte sie anständiger Weisedie bestehendenPensionsansprüchedurchent - ¬
sprechende Prämienreserven decken müssen .Das hat sie aber nicht getan ,
sondern dem Pensionsinstitut als Aktivum nichts auf den Wegmitgegeben

als die durch die Inflation stark dezimiertenAktivbeständederstädtischen
Strassenbahnen ,vor allem ihren grossen Hausbesitz .Dass heute diese Häu¬
ser auch den Bediensteten der anderen städtischen Unternehmungengehören ,
bdeuteteineneffektivenRaubandenStrassenbahnbediensteten,diedamals
garnicht gefragt wurden .

Nachdemdie StrassenbahnenimJahre1903in denBetrieb
der Gemeinde Wien übernommen worden waren ,wurden wirderhelt neue Katego¬

rien in die Pensionsberechtigung einbezogen .Jedesmal hat aber dabei die
Gemeindedie versicherungstechnisch berechnete Prämienreserve ausihren
Mitteln der Pensionskassezur Verfügunggestellt .( Zustimmungbeiden
Ghristl .soz . )

Heutewird beantragt ,dass die Bedienstetenden Betrageiner
Jahresvorrückungan die Pensionskassezur Gänzoabzuliefernhaben .Dasist
eine schwereBelastung der Bediensteten und ich beantrage ,dass auchkünf¬
tig nur ein Drittel der Jahresverräckung ,wie es früher der Fall war ,der
Pensionskasse abzuliefern sein soll .

Die Haltung der Gemeindegegenüber der Pensionskasse unter
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der früheren Verwaltung zeigt sich auch in ihren Leistungen an sie .

Die Beiträge des Unternehmers betrugen 1908 1,055 . 000Kronen ,die der
Bediensteten nur 711 . 000Kronen .Im Jahre 1910 trugen die Mitglieder
969 . 000Kronen bei ,der Unternehmer 1,732 . 000Kronen ,im Jahre 1913
die Mitglieder 1,346 . 000Kronen ,der Unternehmer 2,094 . 000Kronen ,
ad im Jahre 1913 die Bediensteten 1,300 . 000Krenen ,das Unternehmen

1,800 . 000Kronen .Auch das Vermögen der Kasse ist damals ständig ge - ¬

stiegen ,so im Jahre 1908 von 11 auf 13 Millionen Kronen ,im Jahre 1913
um 1,800 . 000Kronen .Sie sehen also ,wie damals darauf geachtet wurde ,
dass die Fensionskasse keine Lasten übernimmt ,für die eine versicherungs - ¬

technische Deckung nicht vorhanden ist .In jedem einzelnen Falle - bei
Beförderungen ,Pensionsberechnungen ,Dienstzeiteinrechnungen ,Dienst - ¬

taxen und so weiter - wurde immer die versicherungstechnische Rückwir¬
kung auf die Pensionskasse errrechnet und der erforderliche Betrag teil¬
weise aus demUnternehmen ,teilweise aus den Mitteln der Gemeindebezahlt .

IchhabedieseVerhältnissegeschildert ,umzuzeigen ,wie
frivol das gute alte Pensionsinstitut der Strassenbahner- Xstrirtwurde
und wie leichtfertig man an seine Stelle ein neues Pensionsinstitut gesetzt
hat ,demmannichts anderes auf den Weggab als den Rat : Vogelfriss
oder stirb Nunist der Vogel im Sterben und die Bediensteten müssen
schwer bluten ,umihn notdürftig amLebenzu erhalten .in Wahrheitwärs
die Gemeinde Wien moralisch verpflichtet ,das ganze Defizit der Pensions¬

kasse glatt zu übernehmen .( Beifall bei den Cgristl .soz . )Sie wäre
verpflichtet ,alle Leistungen ,die sie unterlassen hat ,heute mitZinsen
und Zinseszinsen aus ihren eigenen Mitteln zu bestreiten .Sie habendie
städtischenUnternehmungenzumSchadender Bedienstetenbelastet undlegen
heute den Bediensteten diese unbegli chenen Rechnungen in der Formvon

NaAbzügen und Pensionskürzungen zur Honcrierung vor .Ganz von aller
Kürzungen bleiben die sogenannten Lepensgefährtinnen undDispensehegatinnen
owwohlgerade diese Kategoerie von Schmarozern aus der Pensionskassa eli¬
miniert werdenmüsste .Es ist empörend ,wennmanda oft sieht ,dasseine
Frau ,die einen Mann20 oder 125 Jahre von der Picke auf treu gedient
undihmdie Kindererzogenhat durch ein Weibsbild ,das ihr ausspekula¬
tiven Gründen den Mann wegnimmt ,aus der Knsion verdrängt wird unddann
elend zugrunde gehen muss . DieGemeindedürfte das nicht unterstützen
( LebhBeifall . d .Chr . ) .Er beantrage daher die Streichung des Punktes5
des § 11,der einer Frau ,die eine Ehe nach BehebungdesEhehindernisses
des Ehebandeseingegangenist ,die Pension sichert ,ebenso dieStreichung
des Punktes 6 dieses Paragraphen und des Punktes 8 ,wonacheine Ehe ,die
mit Nachsicht des Ehehindernis ses des Ehebandes geschlossen wurde, . .

. . "gilt wie eine andere Ehe .Was sich da die Gemeindearrogiert ,
ist beinahe eine Frechheit ( Lebh .Beifall . d .Chr . ) .Diese Bestimmungen

sind im Widerspruch mit der ganze Praxis unserer obersten Gerichtæ .
Der Reaner beantragt weiters die Streichung des Puhktes 3 des §17
wonach im Falle als mehzeze „ Witwen "einen Anspruch auf Aufertigung erheben
die Abfertigungnur einer gewährtwird .Nachder österr .Rechtssprechung
gibt es nicht mehrere Witwen ,weil wir die Vjelweiberei noch nichs ein¬

geführt haben ( Lebh .Beifall . . Chr . )In Konsaqaenz dieøer seiner Anträge
beantragt der Redner ähnliche Aenderungen auch in den § §26 und 31 . Wenn

man schon etwas tun will ,dann berpcksichtige man diejenigen Angehörigen
von städtischen Angestellten ,die diese städtischen An¬
gestellten oder ihre Verwandten treu gepflegt oder ihnen die Wirtschaft
unentgeltlich geführt haben .Da wurde einer Frau ,die über 10 Jahre ihre
Mutter gepflegt und dann 20 Jahre ihren Bruder die Wirtschaft geführt hath
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eineGnadenpensionvonsageundschreibe54SimMonatgegährt ,( Hört
Hörtbei denChr . )undfach langenBemühungengelanges die Pensionauf
56Schillingzuberhöhen( Lebh .HzrtHörtrufebei denChr. ) DieLebnsgefährti
bekommtdagegendie volle Witwenpension .Umzu verhindern ,dass inHin¬
kunft solche himmelschreinadenVergleiche angestellt werdenzwischeneinem
Angehörigen von Fleisch und Blut eines städtischen Angestellten und
- ich kann es nicht anders sagen - einerDirne . . . .( Lebh .Rufe bei den
Soz .dem .: Dasist dochunerhört !Dasist echt christlichsozial -Eßg.
Eisinger ;Dasist eine /bralheucheleisondersgleichen. -Zwischenrufe)
In denmeistenFallen trifft dieser Auddruckzu undich habegarkeine
Veranlassung ihn zurückzunehmen ( Zwischnrife ) .Der Redner beantragt in
§ 1 AbsatzL des PensionsstatutsdemWorte"Wirtschaftsführerin"in
Klammerbeizusetzen( Mutter,Schwester ) ,einegleicheAenderungimTitel
des § 14 vorzunehmenund in denselbenParagraphenfolgendenneuenAbsatz
9 einzufügen :„ DieWirtschaftsführerin( Mutter ,Schwester )erlangtden
Anspruchauf denVersorgungsgenuss ,wennsie mit demledigenoder
VerwittwetenVersichertendurchmindstens 3 Jahre vor dessenAglebenin
gemeinsgmemHaushaltgelebtundihmdie Wirtschaftunentgeltlichgefphrt
hat .ImübrerengeltendieBastimmungenüberdenAnsrprahderWitwe"MmasKeg )Semb ., dre SozialdemokratenwerfendenNationalsozialistenR .Scholz

mmervor ,dass sie ,wosie zur Herrschaft kommen ,die sozialenErrun¬
genschaften abbauen .In Wirtlichkeit tun das die Sozialdemokraten .
DasDefizit der Strassenbahnenkönntemanleicht hereinbringen,wennman
die ZahlungderZinsenderDollaranleiheeinstellenunddenausländischen
Kapitalisten nahelegenwürde ,da sie seit Jahren so schönverdienethaben ,zuzuwarten ,bis dieWirtschaftskrisevorbeiist . TrotzallerBe¬
streitungen der sozialdemokratischen Führer bleibt es richtig ,dass die

MehrheitsparteiendieGemeindeangestelltenaufdasNiveauderBundes-¬
angestellten herabdnückt .Die Pensionskassen waren einst blühendeInstüt
dass sie zusammengebrochensind ,ist die Schuld derSozialdemokraten ,
die die notwendigen Massnahmen nicht rechtzeitig getreffen haben .Das
Bitterste was demPersonal zugemutetwird ,ist dasStillehaltejahr .
Eine grosse Belastung der Bediensteten ist die weitere Verminderung des
Ruhegenusses . Manverschliesst der Jugend auf weitere 5 Jahre jede An¬
stellungsmöglichkeit .Man trifft auch die Kollektivverträgler ,wo mansie

findet . Aannennt das alles Krisenmassnahmen ,wir nennenes sozialenWahn¬
sinn . Wirglauben Ihnen nicht ,dass alle diese Massnahmenprovisorisch
sind ,was den Angestellten einmal weggenommen wird ,wird ihnen nicht
mehrzurückgegeben .Manmögedoch einmal den hohenund höchstenGehalts¬
empfänger in der Gemeinde ,die bis zu 3000 S und noch mehr verdienen .

nahelegen ,auf einen Teil ihrer Bezüge zugunsten der Schlechtgestell¬

ten zuverzichten .
Der Redner beantragt ,dass die untersten Gehälter undLöhne

Bediensteten der Gemeinde auf 200 Schilling meentlichder
ergänzt werden sollen .Die hiefür erforderlichen Beträge sollen ,wenig¬
stens für die Krisenzeit bis 31 .Dezember 1933 ,von den höchsten Gehälte
hereingebracht werden .Die bisher durchgeführten Rationalisierungsmas¬

nahmen sollen ,soweit sie eine Persenalverminderung zur Folge haben ,wider
rufen werden ,um dadurch der heranwachsenden Jugend Anstellungsmöglich¬
keiten zu geben .Die Doppel -und Mehrverdiener innerhalb der Gemeinde
Wiensollen erfasst und deren Gesamteinkommen mit 1200Schilli
im Monat bemessen werden .( Beifallbei den Nat .soz . )
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GR .Stöger ( chr .soz . )erklärt ,dass auch diese Vorlage,wie
alle übrigen nichtzum Ziele führen werde Die Staffelung derTariferhöhur
Zaigt die unsazialeHaltung der Gemeinde ,die mit dem nauen - TarifdieAerm- ¬
etendie Spararunddie kinderreichsten Familienrifft . ZurStützungder

BensinnskassewerdenvomPersonal l MillionenSchillingherausgepresst .
Wirkönnennicht denOptimismusaufbringen ,dassdie Belastungnachdem931 .Dezamber1933 ausgehobenvoc gemildert wird .Die Vorlagezaigt .
demPersonal den Unterschied zwischen sozialdemokrattscher Theorieund
sozialdemokrattscherPraxis .DasEcho ,das die VorlagebeimPersonalge- ¬
fundenhat ,zeigt ,dass das Personal zu denkenbeginnt und nunmehrden
UnterschiedzwischengressmäuligenVersprechungenundreellen Datener¬
kennt .Die Vorlagebietet ein trostloses Bild .SolangeSie Millionenvon

DSchillingfür parteipolitischeFürsorge ,für dieSozilisierung Grund
undBodenausgeben ,solangeSie denGewerbetreibbndensozusagendasWeisse
aus denAugenherausreissen ,solangedürfenSie demHauskeine solcheVor¬
lage-unterbreiten.DurchdieseVorlagewirddasFersonalin Elendund
Nctgestossen ,wirdder Kreisder Wirtschafteingeengt ,wirddieKaufkraft
derbreitenMassenwiederherabgesetzt .Wirmüssendeshalbdieseunsoziale
und unzeitgemässeVorlageablehnen .( Beifall bei den Christl .soz . )

GR .Griessler ( nat .soz . )weist darauf hin ,dassdie
Sezialdemokratenfrüher ,wenneine kapitalistische VerwaltungderStadt
Wiendie Strassenbahnfahrpreisein einer Zeit ständigwachsenderNoter - ¬
höhthätte ,Demonstrationen,VersammlungenundStreiksinszenierthätten .
Heute aber ,wosie selbst die Unternehmersind ,erhöhen sie dieTarife
undbauendie Gehälterder Angestelltenab .HeutesinddieSozialdemokra-¬
tendieVertreterdesKapitalismusundwirvertretendieArbeiter .(Beifal
bei den Nat .soz .- Lachenbei den Soz ,dem . )Warumschaffen Sie nichtdi
DDoppelverdienerab ?Tnden Reihender Mehrheitsitzen ebennichtblos
Deppekverdiener ,sondernAcht - ,Zehn -undZwaazigfachverdiener .(Beifal
beiøidenNat .soz .- Lachenbei denSoz .dem .- Wenschák: "HabenSiedem
Rosenbaumschondie Fakturenbezahlt ? “ )Wirwerdensehen ,ob Sieunserem
AntragScholzwegenderDoppelverdienerzustimmenwerden.Siesindjaheute
nurmehrdie InteressenvertreterdesjüdischenKapitalismus.( Lachenbei
denSoz .dem . )Sie lachenheutenoch ,vielleicht auchnochin einemMonat
aberdie Zeit wirdschonkommen,woSie nicht gmehrlachenwerden !BeimVer
kehrsstreikin Berlinsind die Sozialdemokratenals Streikbrecheraufgetre-¬
ten .( Lachenbei den Soz .dem .- GR .Weigl :„ DavonsprechenSie nichts !)
Sie habendie Strassenbahnergarnicht gefragt,ob sie mit der Kürzungihrer
Gehältereinverstandensind ,sondern- haltensie miteisernemTerrornieder .
WennSieglaubenydassSieIhreMählerbeidenTariferhöhungenhintersich
haben ,dannlösenSiedenGemeinderatauf ( LebhafterBeifallbei denNat. se

GR .Prinke ( christl .soz . )verweist darauf ,dass dieSozial¬
demekratendurchOpferder Bedienstetendas GleichgewichtimHaushaltder .
Strassenbahnenherstellen wollen .Eie Angestelltenhabenaberbisherschon
Opfergenuggebracht .Bei allen Massnahmender Mehrheitzeigt sichUhr
sozialistisches Solidaritätsgefühl : Mitder Peitsche des Hungersundmitder
Drohungdes Abbaueswerdendie ArbeiterundAngestelltenzu neuenOpfernge- ¬
zwungen.WarumsindSiemitdiesenMassnahmennichtvordemPersonalver-¬

tretungswahlen gekommen?
%



RATH
XVII .Blatt

SKORRESP
Herausgeber und verantw .Redakteur :
FRANZ XAVERFREDRICH

Vien ,am

Ihr Systemunterscheidetsich in nichtsvondemSydtemdesKapitalismus.
AuchSie beuten die Arbeitskraft bis zur letzten Konsequenzbaus.
Vonden13 MillionenNeueinnammen,die zur Deckungdes Défizitsverwendet
werden sollen ,tragen die Agestellten allein eine Last von rund 10

Millionen .DerRednerkritisiert sodanndie AenderungendesPensions-¬
statuts ,besprichteingehenddie GründedesEntstehenddesDefizitsbei
den Strassenbahnenund wendetsich gegen die Auffassungdea GR .Riehl ,
dass mit den Arbeitslosenfahrscheinen Missbrauch getrieben werde ,dadie
bezüglichen Vorschriften ausserordentlich streng gehandhabt werden .Er
errechnet sodann die Belastung des Strassenbahnbetriebes durchdie
Arbeitslosenfahrscheine mit 6 Millionen im Jahr ,die Belastung durch
die Fahrpreisermässigungen für die Städtischen Angestellten mitebenfalls
6 Millionen .Das ist zusammenein Betrag in der Hghedes Defizits der
Strassenbahn .Es gibt ferner bei den Strassenbahnen nicht weniger
als 56 freigestellte Vertrauenspersonen ,Für diese Leute werden200 . 000
Schilling hinausgeworfen .Für die amerikanischen Buchhaltungsmaschinen
werden jährlich 36 . 000Schilling aufgewendet und die Adaptierung in der
Direktion in der Favoritenstrasse soll 800 . 000Schilling kosten .Unter
solchen Umständen verlangen Sie vom Pers : nalOpfer .Sie sind einst mit
der Parole ausgezogen ,demArbeiter ein besseres Heimzu sichern ,Sie
kehren nun zurück als Räuber der schwer verdienten Rechte der Arbeiter¬
schaft .Es wird die Zeit kommen ,in der sich die BevölkerungvonWien
gegen Sie erheben und Sie von Ihrem Platz wegfegen wird .( Beifall bei den
Chiristl .soz .) .

GR .Mühlberger( nat .soz . )bemerkt ,der heutige Tag sei ein
schwarzer Tag für die jüdisch - marxistischeBonzckratie .Als vor 14Jahren
die Soldaten vom Feld heimkehrten ,versprachen Sie ihnen Arbeit undBrot .

Aberalle Ihre Versprechungenwarenein " Schmäh" .Speiser undEmmerling
haben keine Ahnungvon der Not der arbeitenden Menschen ;sie sindfeiste
Bonzenmit RiesengehälternundLuxusautos .Bei der Strassenbahnwirdnichts
repariert ,weilSie demdeutschenArbeiterkeineArbeitgebenwollen.
DieHerrenEmmerling,SeitzundSpeiserwärenbestimmtaufderBühne
oines Kasperletheaters ko lossale Grössen geworden ,aber in der Gemeinde

Wien haben sie sich als vollkommenunfähig erwiesen .Ihr Kampfgeht nur
umdie eigenen Diäten .Ihre soztalistischen Taten bestehen darin ,dass
Sie 600Schneeschaufler ,die seit 1 Uhrfrüh auf Beschäftigungwarten,
amAbendwegschicken .Wirwerdenaber mit Ihnen schon abrechnen .( Beifall
bei den Nat .soz .- Lachen bei den Soz .dem . )

Referent STR .Speiser beschäftigt sich in seinemSchlusswortmitden
Ausführungen des STR .Kunschaküber das alte Pensionsinstitut derStrassen¬
bahner und verweistdarauf ,dass die finanzddllen GrundlagendesInstitutes
imJahre 1920infolge der Geldentwertungvellständig erschüttertwaren,

was weder der heutigen noch der früheren Gemeindeverwaltung zumVorwurf
gmmachtwerdnnkönne .Die Entwertungwar einfach eine Folge desKrieges
und der Inflation .Der Referent betont ,dass die drei grossenstädtischen
UnternehmungeneinengressenTeil der Altpensionistenlastenauf sichnehmen.
Dassdie GebarungdesPensionsinstitutes -kriminellgewesenwäre,seieine
lächerliche Behauptung .Es handlesich hier umeinFondsvermögen,hinder .
domdie Haftung der GemeindeWienstehe .

Wennsich STR .Kunschakmit der Frage befasst habe ,obder
Lebensgefährtin des Verstorbenen ein Pensionslezug gewährt werdensoll,so
sei festzustellen ,dass nur dann ,wenneine RechtmässigeWitwenichtvor¬
handenist ,in berücksichtigungswertenFällenderLebengefährtineineausser-¬
erdentliche Zuwendunggegegebenwerdenkann .DieseBestimmungist alsonurfakultätiv .
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STR .Speiser schlägt vor ,die Anträge KunschakwegenBerück¬
sichtigung naher Angehöriger eines verstorbenen städtischen Angestellten

abzulehnen ,behält sich jedoch eine Besprechung mit den Vertretern der
Pensionskasse über diese Anträge vor .

Dem Antrag Scholz bezüglich der Mindest - undHöxhstbe - ¬
zügler kann nicht beigepflichtet werden ,weil es mit Ausnahme der jüngsten
Angestellten unter 22 Jahren keinen Angestellten gibt,der nicht einen
Mindestbezug von 200 S hätte .Bei der Gemeinde gibt es Höchstbezügler mit
den von ER .Scholz angeführten Bezüge nicht ,ausgenommen einen einzigen

hervorragend verdienzen und ausserordentlichen fähigen Direktor ,auf
dessen Mitarbeit wir heute noch sehr grossen Wert legen .Die vomGR .

Scholz mit so grossem Vergnügen genannten Stadträte haben freiwillig
zu einer Zeit auf 20 Prozent ihrer Bezüge verzichtet,als den übrigen An¬

gestellten die Bezüge nur um 6 Prozent gekürzt worden sind .Eine Ratioha - ¬

ldsierung gibt es bei der Stadt Wiennicht .Die natürliche Entwicklung ,
die einen Rükkgangder Betriebe mit sich bringt ,können wir leider nicht
aufhakten .Das Doppelverdienerwesen kann von der Gemeinde allein nicht
gelsät werden .Die Verabschiedung einer Deppelverdienervorlage in Formeines
Bundesgesetzes wird gerade ven den Sozialdemekraten ameindringslichsten
betrieben .Die Gemeinderäte Griessler und Prinke haben die Rathaus - ¬

verwaltung als eine Art kapitalistischen Blutsauger hingestellt .Sehr vieb
auch heute noch

Angestellte auch der öffentlichen Körperschaften würden/sehr gerne bei
diesm Blutsauger angestellt " ( Lebh .Beifall bei dn Soz .dem . ) .
Unsere Angestellten haben zumB .auch heute noch im Durchschnitt gegen¬
über den ähnlich gestellten Bundesbahnangestellten einen Vorsprungvon
1o0 S im Menat .Dass die Gemeinde sich soziale Leistungen von den Stras - ¬

senbahnen nicht bezahlen lassen soll ,ist bis zu einem gewissen Grade be - ¬
rechtigt ,Garum hat sich die Gemeinde entschlossen ,für diese Zweckeneben
dem Anerkennungsbetrag von 50 . 000S noch im Laufe des heurigen Budgete
jahres einen erheblichen Beitrag zuzuschiessen .Aber gar sounberechtigt
wäre es nicht ,wenndie Strassenbahn gewisse Leis tungen für die Gemeinde

Kan
übernehmen würde .Die Strassenbah :um B .im Jahre 1913 an die Gemeinde
in heutigem Geld rund 4 Millionen abgeführt und hat einen Strompreis in

heutigem Geld von 21 Groschen bezahlt gegenüber 7 Groschen ,der heute ein¬

schliesslich der Warenumsatzsteuer bezahlt wird . Darinund in der Tatsache ,
dass die früher üblichen Zahlungender Strassenbahnan die Gemeindeheute
nicht stattfinden liegt ein viel grösserer Ausgleich als in der Bean - ¬
spruchung durch sozdale Leistungen .GR .Prinke nat davon gesprochen ,dass die
Uebersiedlung in der Favoritenstrasse 800 . 000Schilling gekostet habensoll ;
richtig ist ,dass sie blos 15 . 000Schilling gekostet hat unddieserBetrag
innerhalb eines Jahres durch Zinsersparungen eingebracht wird .Manspricht
ja immervomRaubvonRechten ;wahrist gerade das Gegenteil .Wirhabenden
Angestellten die Abkürzungder Definitivzeit von 10 auf 5 Jahre gegeben ,
die 30 jährige Dienstzeit ,Bezahlung der Ueberstunden mit 50Prozent ,
statt früher der Normalstunde ,starke Valorisierung der Gehälter der Klein - ¬
angestellten ,den Urlaub bis zu 4 Wochenund so weiter .DieGemeindsver- ¬
waltunghat sich auch mit Aufopferungihrer politischen Interessengegen
jede unnützeAnstellunggestellt .Heutewirdunsvorgworfen ,dasswirzu -
viel Fersonal angestellt haben .Seit 1922 ist die Frequenz vo .

Millionen auf 158 ,auf 567 ,auf 601 ,auf 615 und auf 638Millionen
Fahrgästo gestiegen .Die Zunahme der Frequenz bedeutet natürlich
Arbeit auf den Wagen .Dannfällt die Frequenzundes wurdenkeineAnstol-¬
lungen mehrdurchgeführt ,bis zur Zeit der EinführungdesAutobusses .
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Im Jahre 1925 hat ein christlichesozialer Gemeinderat kritisiert ,dass

bei einer Frequenzzunahme um 100 Millionen Fahrgäste blos 364 Angestellte

aufgenommen worden sind ,und hat gefordert ,dass mit diesem System gebrocher

werdenmüsse .Im Jahre 1927hat der gleiche Dachmannerklärt ,wenndie
Kollegen ihre Mehrdienstleistung einstellen würden ,könnte Personal ange - ¬
stellt werden .Undim Jahre 1928 wurdeKritisiert ,dass bei einer Fre - ¬
quenzzunahme um 119 Millionen Fahrgäste blos 92 Anstellungen erfolgten .
Es wurdeuns vorgworfen ,dass dieses Sparenim Personal echtkapitalisti¬
sshes Prinzip ist .Und heute erklärt Herr GR ,Prinke ,wir sind von par¬

teipolitischer Suchtbesessen .
Es ist uns gewissnich leicht ,hier schonzumzweitenMale

Abbaumassnahmenvorzuschlagentaber die Angestelltenschafthat sichin
eingehenden Verhandlungen überzeugt ,dass ein anderer Wegnicht möglich
ist .Dasstrotz aller Schwierigkeitenschliesslich ein Einvernehmenmit
demFersonadhergestellt werdenkonnte ,ist ein neuer Beweisfür dasVer- ¬
ständnis undVertrauen ,das die VerwaltungbeimPefsonal gefundenhat .
WirwerdendasGefühlderSolidarität ,dassichdarinkundgibt,erwidern.
Mögebald die Zeit kommen ,in der die Wirtschaftskrise ,die überalle
arbeitenden Menschenohne ihre Schuld hereingebrchen ist ,sichmildert
und die Angestellten für ihre tüchtige und pflichteifrige Arbeitwieder
ihre vollenBezügeerhalten .( LebhafterBeifallbei denSoz .dem. )

Bei der Abstimmungwerden die Anträge Kursschck der geschäfts - ¬
erdnungsmässigen Behandlung überwiesen ,die Referentenanträge angenommen,
die Resolutiensanträge Scholzabgelehnt .

Der Antrag in den Arbeitsvertrag für die ständigen Arbeiter
der städtischen Elektrizitätswerke undder städtischen GaswerkedieBestim¬
mung einzufügen ,dass die Arbeiter nach einem fünfjährigen ständigen Ar - ¬

beitsverhältnis im Dienst der Gemeinde das Definitivum erhalten ,wennsie
die in der Arbeitsordnung vorgeschriebenen Bedingungen erfüllen ,wird nash

demReferate des St . R .Speiser und nach demGR .Pichler dagegenprotestiert
hatte,dass einem ähnlichen von ihm gestellten Antrag seinerzeit vonder
Mehrheit nicht zugestimmt worden sei ,angenommen .

Die Verhandlungen werden abgebrochen und es gelangendie
eingebrachten Dirnglichkeitsanträge zur Verhandlung .In Angelegenheit
der Abfuhr des Hauskehrrichtes bei der Direktion der städtischen Elektri¬
zitätswerke hat GR .Stöger einen Antrag eingebracht ,der unverzüglich in
dieser Angelegenheit Erhebungen verlangt .NachdemVizebürgermeister Emmer¬
ling festgestellt hatte ,dass die Angabenund Tatsachen nicht entsprechen ,
wird dem Antrag die Dringlichkeit nicht zuerkannt .In Angelegenheit der
Schneesäuberungsarbeiten haben die GR .Gratzenberger und Mühlbergereinen
Bringlichkeitsantrag eingebracht ,der sich mit denSchneesäuberungsarbeiten
beschäftigt und eine Erhöhung der Ehtlohnung der Schneearbeiter um50

Prozent fordert .STR .Richter stellt fest ,dass die Gemeinde Wienim
hemrigen Winter für die Schneesäuberungsarbeiten undGlatteisbekämpfung
bisher nicht weniger als 1,032 . 000Schilling aufgewendet hat .Erspricht
sich gegen die Dringlichkeit des Antrages aus ,die auch von der Mehrheit
abgelehnt wird .
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Ein weltorer bringlichkeitsantrag der dR .Gratsenbengen

und Scholz wendet sich gegen die Vergebung der Bestellungvon Bullmannkappen
für Pfleglinge der GemeindeWienan tschechische Firmen und fordert die
Unterlassung jeder weiteren Gemeindebestellung im Ausland .Nachden
St . . Linder erklärt hatte ,dass keine österreichische Fabrik Bullmann - ¬

kappen erzeuge,und dass im übrigen das Wirtschaftsamt nur heimische In¬

dustriene beschäftige ,wird die Dringlichkeitabgelehnt .
Ein Dringlichkeitsantrag der GR. Gratzenberger undPeschol

beschäftigt sich mit dem Verkauf von Altmaterial aus den Beständen der
" Societas " ,die aus einer von der Aktion Winterhilfe veranstaltseten Samm¬

lung stammenan einen jüdischen Winkelhändlerim XX .Bezirk ,verlangtAuf- ¬
klärung darüber ,Einberufung des Winterhilfel : :toriums und Einstellung der
Beteilung aus der Winterhilfe an die Societas und andere rote Vereine .
St . R .Tandler weist darauf hin ,dass ungefähr Ho Proment des der Societas
von der Vinterhilfe übergebenen Materials unbrauchbar war und daher verkauft
werden musste .Den Erlös von 163 Schilling hat die Societas der Winter - ¬

hilfe übergeben .Die Beteilung aus der Winterhilfe erfolge anVerbände
aller Parteien ,woran sich nichts ändern wird .Im übrigen ist es eine Un¬
dankbarkeit ,die Winterhilfe so herabzusetzen ,wie es durch denAntrag
geschieht .Die Dringlichkeit wirdabgelehnt .

Ein Dringlichkeitsantragder GR .HölzlundGriesslerbeschäf-¬
tigt sich mit dem Studentenheim der " Wirtschaftshilfe der Arbeiterstudenter
das in einem der Gemeinde Wien gehrörigen Haus untergebracht ist .Per Antra
verlangt unter anderem ,dass in GemeindehäusernStudentenheimeeingerichtet
werden sellen ,die für mittelose Studenten deutscher Volkszugehörigkeit bestin

sein sollen .Der Antragsteller begründet kurz die Pringlichkeit ,worauf
diese ven der Mehrheit abgelehnt wird .

Die GRt .Pichler und Gratzenberger verlangen in einem
Pringlichkeitsantrag eine Heldenehrung durch die Gemeinde Wien ;Auch diesem
Antrag wird die Iringlichkeit nicht zuerkannt .

Schluss der Sitzung OUhr1o .
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DieSchneesäuberungsarbeiten.
Im heurigen Winter bisheriger Aufwandfür SchneesäuberungundGlatteisbe¬
kämpfung . 032 . 000Schilling . - Freitagund Samstag . 812Arbeitslose bei dem

Schneesäuberungsarbeiten beschäftigt .
Der städtische Strassenpflegebetrieb und die städtischen Strassen¬

bahnen haben gestern und heute insgesamt . 842Arbeitslose für die Schnee¬
säuberungsarbeiten eingestellt ,Ausserdem wurden bei diesen Arbeiten . 901

städtische Strassenarbeiter beschäftigt ,Für die maschinelleSchneesäuberung
und Schneeabfuhr verwendeten der städtischen Strassenpflegebetrieb unddie
spadtischen Strassenbahnen an beiden Tagen zusammen308Pferdesohneepflüge ;
Motorschneepflüge ,17 Autoschneepflüge,378 Pferdefuhrwerke und UhLastkraft¬

wagen .
Die Kosten ,die der GemeindeWienim heurigen Winter durch dieSchnee¬

säuberungsarbeiten und durch die Glatteisbekämpfungbis jetzt erwachsensind ,
sind enorm hoch .Allein in dieser Woche wurden für die Schneesäuberungsarbei¬

ten rund 13 . 000Schneearbeitertagschichten und für die Schneepflugbespannung
und Schneeabfuhr rund . 100 Fuhrwerkstagschichten in Anspruch genommen .Ins¬

gesamt hat die Gemeinde Wien zusammen mit den städtischen Strassenbahnen
im heurigen Winter bis jetzt für Schneesäuberungsarbeiten und Glatteisbe¬

kämpfung nicht weniger als 1,032 . 000Schilling aufgewendet .

Neue WienerStrassennamen .
Strassenbenennungen nach Alfred Nobel Alois von Negrelli und Karl

Mihatsch ,
Der Gemeinderatsausschussfür allgemeineVerwaltungsangelegenheiten

hat in seiner letzten Sitzung auf Antrag des GemeinderatesBeisser dieBe¬
nennung von drei neuen Verkehrsflächen nächst der Donaufelderstrasse und der
Sattingergasse in Floridsdorf beschlossen ,Die drei neuen Strassenzüge werden
nach Alfred Nobel ,Alois von Negrelli und Ingenieur Karl Mihatschbenannt .
Die Erläuterungstafeln werden folgende Aufschrift tragen :" Alfred Nobel( 1833 .
1896 ) ,Schwedisvher Chemiker ,Stifter der Nobelpreise ,Förderer des Friedens - ¬

gedankens " ," Karl Mihatsch ( 1826 - 1910 ) ,Ingenieur ,Hauptmitarbeiter an der Er¬
bauung der ersten Wiener Hochquellenwasserleitung " undGAlois von Negrelli

( 1799 - 1858 ) ,Verkehrstechniker ,Vorkämpferfür den BaudesSuez- Kanales".

DiamanteneHochzeitsfeier .
Heute ,Samstag ,feierten Fganz und Josefa Tomek in vollster geistiger

und körperlicher Frische die sechzigste Wiederkehr ihres Hochzeitstages .Aus
diesem Anlass fand in der Fünfhauser Wohnung des Jubelpaares eine schlichte

Familienfeier statt ,an der in Vertretung des Bürgermeisters amtsführender
Stadtrat Honay teilnahm ,der die Gkückwünsche der Stadtverwaltung überbrachte
und dem Jubelpaar eine Ehrengabe von hundert Schilling und ein in Goldrahmen
gefasstem Diplom überreichte .Tomek kam mit vierzehn Jahren nach Wien ,erlern¬
te hier das Schuhmachergewerbe und arbeitete viele Jahre lang im städtischen

Strassenpflegebetrieb ,von demer heute auch eine Pension bezieht .Sowohler
vie seine Frau stehen im 88 .Lebensjahr .Von sieben Kindern sind noch zwei am

Leben .
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Abstempelung des Begünstigungsausweises für die fünfzigprozentige

Fahrpreisermässigung auf denStrassenbahnen .

Die Direktion der städtischen Strassenbahnen teilt mit :Die
fünfzigprozentige Fahrpreis ermässigung auf den Strassenbahnen
kann vom Inkrafttreten des neuen Tarifes ,das ist vom . März

an ,von den Inhabern der bezüglichen Fahrausweise ( Fürsorgeräte ,
Blinde ,Krüppelhafte ,Hochschüler und Sghüler )nur dann in An¬
spruch genommen werden ,wenn der Begünstigungsausweis ( Erkennungs - ¬
karte )den durch die Strassenbahndirektion angebrachten Stempel¬
aufdruck " 50% "aufweist .Die Fahrausweise werden vonübermorgen ,
Montag,an bis einschliesslich Samstag ,den 11 .März ,in der" Ab¬
teilung für Kartenausgabe und Fahrbegünstigungen " ,Rahlgasse 3 ,

Hochparterre ,täglich von 8 Uhr bis 14 Uhr ( Samstag von 8 Uhr bis

13 Uhr )abgestempelt .
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Umbenennungder Exnergasso in Währing .
Im März 1930 hatto der Gomeindoratsausschuss für allgemeinoVor¬

waltungsangelegenheiten beschlossen,anlässlich des 90 .Goburtstagos dos
Soktionschofs Ingenieurs Dr .Wilhelm Exner die Eisengasso auf domAlsergrund
nach Dr . Wilhelm Exner und die schon bestehende Exnergasso in Währing in
" Eisengasso " umzubenonnen .Die Durchführung der Umbenonnung der Exnorgasse

in Währing ist jodoch unterblioben ,weil die Verwendung des gowohnten Namens
für eino andero Verkehrsfläche zu Verwochslungen geführt hätte .Der Gemein - ¬
doratsausschuss für allgemine Vorwaltungsangelegenheiten hat nunmehr in

seiner letzten Sitzung dem Antrag des Gemeinderatos Beisær auf Umbenennung
der Exnergasse in Währing nach dem im Jahre 1930 verstorbenen Bürgerschul¬

dircktor Gustav Krützner zugostimmt .Die Erläuterungstafel wird folgende

Aufschrift tragen : " GustavKrützner ( 1871 - 1930 ) ,Bürgerschuldircktor ,ver - ¬
dienter Horterzicher " .

. . - . - . - .
Boleuchtungder HausnummerntafelninWien .

Dio städtischen Elcktrizitätswerko haben mit einer Unternehmung
für don Bau und Betriob elcktrischer Hausnummernboleuchtung einon Vertrag
abgoschlosson,wonach dieso Unternehmung die Werbung für die Anbringung
olektrischer Hausnummerntafeln in Häusern im Wiener Gemeindegebiet ,deren

Installation und Betriob während der erston fünf Jahre übernimmt .Die In - ¬
stallationsarbeiten müssen nach den Bestimmungendes Vortrages anWiener
Elcktrotechniker vergeben werdon .Für den Betrieb dor olektrischen Haus - ¬

nummerntafoln haben die Mieter an die Unternehmung ein geringes Entgelt
zu leiston ;die Unternehmung entrichtet für den zur Beleuchtung der Nummern¬
tafeln erforderlichen Strom an die städtischen Elcktrizitätsworko ein

Pauschalentgelt .Der Vertrag ist vom Gemeinderatsausschuss für die städti¬

schen Untornehumgen kürzlich zur Kenntnis genommen worden .
. . . . .

GemeindevermittlungsamtNoubau.
Die nächsten Sühneverhandlungen beim Gemeindevermittlungsamt

Neubau findon am . ,8 . ,15 . ,22 .und 29 .März im Büro des Bezirksvorstehors
statt .Dio Verhandlungen beginnen immer um 10 Uhr 30 .

Bozirksvortretung Währing .
Dio Bezirksvertretung Währing tritt morgon ,Dionstag,um 18 Uhrzu

einer Plonarsitzung zusammen .
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Pensionierung leitender Beamter des WienerMagistrates .
Anerkennung der Dienstleistung durch Stadtsanat undGemeinderat .

Der Wiener Stadtsenat hat in der letzten Zeit eine Reihe

von Beamten ,die ihre Dienstzeit vollendet hatten ,auf eigenesAnsuchen
in den dauernden Ruhestand versetzt ,Unter den pensionierten Beamtensind
der Stellvertreter des Magistrats - Direktorsund Vorstand derMagistrats - ¬
Abteilung 48/419,Obersenatsrat Josef Gräf ,der Leiter des magistratischen
Bezirksamtes für den V .Bezirk ,Senatsrat Dr .Karl Hubmayer ,der Vorstand der
Magistrats - Abtemlung 52 ,Senatsrat Dr .Ludwig Klauss ,der Leiter des magi - ¬

stratischen Bezirksamtes für den XV .Bezirk ,Obermagistratsrat Dr .Andreas
Göppel und der Direktor des Zentralkinderheimes,Oberplycikatsrat Dr .
Gustav Riether .Gemeinderat und Stadtsenat haben den erwähnten leitenden

Beamten anlässlich ihres Scheidens aus dem aktiven Dienst Dank und Aner - ¬

kennang ausgesprochen .
Obersenatsrat Dosef Gräf ist im Jahre 189h in den Dienst

der Stadt Wiengetreten .Nachdemer in verschiedenenAemternDienstgemacht
Entte ,ist er im Jahre 1906 zumLeiter des Zentral - Wahl -undSteuerka¬
tasters bestellt und nach einer mehrjährigen Dienstleistung in der Wahl - ¬
Abteilungdes MagistratesimJahre 1520zumVorstænddieser Abteilunger - ¬
nannt worden .Obersenatsrat Gräf ist wiederholt in Anerkennung seiner her¬

vorragendenDienstleig ung ausgezeichnet worden .Er war auch in denletzten
Jahren Stellvertreter desMagistrats - Direktors .

Senatsrat Dr .Karl Hubmaver ,der im Jahre 1894 in den
Dienstder Stadt Wiengetreten ist ,warin verschiedenenmagistratischen
Bezirksämternund auf demGebiete der Approvisionierungtätig und ist im
Jahre 1922zumLeiter des magistratischen Bezirksamtes für den XIII .Bezirk
undim Jahre 1927zumLeiter des Bezirksamtesfür den V .Bezirkernannt
worden .Aucher ist wiederholt ausgezeichnebworden .

Senatsrat Dr .LudwigKlauss ,der ebenfalls im Jahre1894
in denDienstder Stadt Wiengetreten ist,hat in gerschiedenenAmtsstellen
so auch in der Schulabteilung Dienst gemacht undVimJahre 1912 in die
Magistrats - Abteilung für Sicherheits - ,Vergnügungs - undVerkehrsangelegenhei¬

tenberufenworden ,derenVorstander seit 1919war .AuchSenatsratDr .Klauss
ist wiederholt ausgezeichnetworden .

Obermagistratærat Dr .Andreas Göppel ist im Jahre 1899in
denDienstder StadtWiengetreten .Erwarin verschiedenenAemtern ,vorallem
in Bezirksämtern ,tätig undist nach15jährigerTätigkeit immagistratischen
Bezirksamtfür denXV ,BezirkzumLeiterdieserAmtsstellebestelltworden.

OberphysikatsratDr .GustavRiether ist im Jahre 1895im
Land Niederösterreich in der damaligen niederösterreichischen Landesfindel¬
anstalt in den Dienst eingetreten ;er war dann mit der Inspektion derFin¬
delkinder in den Pflegebezirken betraut ,ist sodann Primararzt undschliess
lichDirektorin derFindeöänstalt,imnachmaligenZentralkinderheim ,ge-¬
worden .Mit der Uebernahmedes Zentralkinderheimes in die Verwaltungder
GemeindeWientrat Oberphysikatsrat Dr .Riether in den Stand derstädtischen
Physikatsärzte ;mit Entschliessungdes Bundespräsidentenvom21 .Jänner
192ist OberphysikatsratDr .Rietherin Würdigungseiner Verdiensteder
Titel " Obermedizinalrat "verliehen worden .
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Die Neunkirchner Explosionskatastrophe .
Eine Darlegung des Direktors der städtischen Gaswerke imStadtsenat . - Kein

Grund zu einer Beunruhigung der Bevölkerung .
In der heutigen Sitzung des Stadtsenates brachteStadtrat

Kunschak die Beunruhigung zur Kenntnis ,die in der Bevölkerung desXIII .
Bezirkes wegen des neuen Gasbehälters in Baumgarten ,der noch nicht in
Betrieb genemmenwordenist ,bestehe .DieseBeunruhigungsei vor allemdurch
das bekannte Neunkirchner Ereignis aus gelöst worden ,das Furcht vor ähnli¬

chen Unglücksfällen bei anderen Gasbehältern erweckt habe .

Direktor Ingenieur Menzelund Vizedirektor Ingenieur
Günther ,die in der Sitzung des Stadtsenates erschienen waren ,legten an

Hand von Plänen und Berichten den Sachverhalt dar .Direktor Menzelführte
dabei aus :

Die durch amtliche und nichtamtliche Sachverständige
durchgeführten Erhebungen über die Vorgänge ,die zur Explosion desGasbehäl - ¬
ters in Feunkirchen führten ,sind noch nicht ganz abgeschlessen ;die bishe¬
rigen Feststellungenbestätigen aber die bereits in der Vorwochevonder
Ddrektionder Wienerstädtischen GasworkegegebeneDarstellung .Es ist ein - ¬
wandfrei festgestellt worden ,dass an der Umgangsleitung ,die die Gaszu -und
Gasableitung des Gasbehälters verbindet ,unmittelbar vor der Explosion des
Behälters gearbeitet wurde .Die Umgangsleitung war vor der Inangriffnahme
der mehrere Tag in Anspruch nehmenden Arbeiten durch Schliessung der Schie - ¬
ber ,die sie mit dr Gaazu - undAbgangsleitung verbanden ,ausser Betrieb
gesetzt worden .Man nahm an ,dass sie vollkommen gasfrei sei .Dies war aber

nicht der Fall .Durch die Undichtheit eines Schiebers ist Gas in dieUmgangs- ¬
leitung gelangt ,sodass sich in ihr ein explosives Gasluftgemisch bildete .
Erläuternd sei bemerkt ,dass ein Gasluftgemischnur dann explosivist ,
wennes zwischen etwa 7 und 18 Prozent Gas enthält ;ein mehr ederweniger
Gas enthaltendes Gemischist nicht explosiv .Bei den Arbeiten andieser
Umgangsleitungsoll - soweitbisher festgestellt werdenkonnte -keineLöt-¬
lampe ,aber ein Schneidebrennen verwendet worden sein ,durch den dasin
der Leitung befindliche Gasluftgemisch zur Entzündunggebracht wurde .Die
unausbleibliche Folge dieses Zündschlages war die Zertrümmerung der Umgangs - ¬

leitung unddes sie gegendie GaszuleitungabschliessendenSchiebers .Die
weitere Folge war eine mächtige Gasausströmungaus der Gas führendenRohr- ¬
leitung unddie Entzündungdes ausströmendenGasesdurchdieExplosions -¬
flamme .Es entwickelte sich entlang des Behältermantelseine bis indie
Nähedes BehälterdachesreichendemächtigeGasflamme ,die dieBehälter¬
wandungausserordentlich stark erhitzteund ,wie manvermutet ,biszum
Glühenberachte .DurchdieseUeberhiszungwurdedieAbdichtungzwischenBehäl-¬
terscheibe und Behältermantel unwirksam ,sodass nunmehr auch Gas in den
über der Scheibe befindlichen ,mit Luft erfüllten Behälterraumaustreten
konnte . Esentstand auch dort ein explosives Gasluftgemisch ,das sich an

der längs der BehälterwandhochstrebendenFlammeentzündeteundzurZer-¬
störung des Behälters führte .

Es ist somit einwandfrei festgestellt ,dass nicht derGas- ¬
behälter die unmittelbare Ursache der Katastrophe war ,sondern ein Zünd- ¬

schlag ,der in ganz geringer Entfernung vom Behälter durch eine unsachge¬

miöse Arbeitsausführung ermöglicht wurde .
Diese Behälterexplosion war daher zweifellos vermeidbar ;

sie ist nicht durch höhere Gewalt entstanden ,sondern nur dadurch möglich
geworden ,dass verschiedene Massnahmen ,die bei der Durchführung derartiger

Arbeiten geboten sind ,unterlassen worden sind .Die Folgen dieser Explosion
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waren deswegen so schwerer Art,weil sich ,nur durch eine schmaleStrasse
vomPehälter getrennt ,in einer Entfernung von kaum20 Metern eine Häu- ¬
serzeile aus leicht gebauten niedrigen Häusern befand ,die ,derExplo¬
sionswirkung ausgesetzt ,vollkommen zerstört wurden .Im Gegensatz zur zer - ¬

störendenWirkungderExplosionin derunmittelbarenUmgebungdesBehälters
steht die Tatsache ,dass die Baulichkeiten innerhalb der Kokerei ,mitAus- ¬
nahmeeiniger in nächster Nähedes Behälters befindlicherWerkseinrichtun¬
gen ,fast unversehrtblieben .

DieBefürchtungen ,die manin Wienwegendes bereitsfer - ¬
tiggestellten und vor der Inbetriebnahme stehenden Gasbehälters in Baum¬

garten von 30 . 000Kubikmeternunter Hinweisauf das NeunkirchnerUnglück
hegt ,sind nicht begründet .GasbehälterundgasführendeLeitungenundAn- ¬
lagen sind vollkommenungefährlich und schliessen jede Explosionsgefahr
aus,wennin ihnendie Bildungeines explosivenGasluftgemischesverhindert
wird. Werdenin WienausirgendeinemGrundederartigeAnlagenausserBetrieb
gesetzt ,so geschieht dies stets unter der Leiturg und ständigen Aufsicht
einessachkundigen,sichderArtderArbeitundseinerVerantwortungvoll
bewusstentechnischenBeamtenunterallerstrengsterBedachtnahmedarauf ,das
die Bildung eines explosiven Gasluftgemisches ausgeschlossen bleibt .Bei
der Durchführungvon Arbeiten an solchen ausser Betrieb gesetzten Anlagen
undRohrleitungenwirdvorallemdafürgesorgt ,dassdie nachderAusser-¬
betrdebnahmeetwa nochvorhandenenGasmengenrestlos entfernt undein
NachströmenvonGasdurchentsprechendeMassnahmenunter allenUmständen
unmöglichgemachtwird .Alle vonden Wienerstädtischen EaswerkenbisherdurchgeführtenArbeitenähnlicherArtwurdendiesenSicherheitsmassnahmen
entsprochendunddaher gefahrlosdurchgeführt .

Die Annahme ,dass umbaute Gasbehälter grössere Sicherheit
bieten,ist vollkommenunrichtig ,In anderenStädtenstchenGasbehältermitten
imumbautenGebiet,soallein in Berlin mehrals ein Dutzend ;inStuttgart
ist ein 300,000KubikmeterfassenderGasbehältermittenin Häuserhinein-¬
gebaut ,in Chicagosteht ein 540 . 000Kubikmeterfassender Behälterebenfalls
mitten in derStadt .

EinAnlasszueinerBeunruhigungderWienerBevölkerung
wegends neuenGasbehältersin Baumgartenist nichtgegeben.
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